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«Wir Alternati-

ven engagieren

uns für eine so-

ziale und ökolo-

gische Schweiz

in einer gerech-

teren und fried-

licheren Welt.»

Das sind keine leeren Worte, keine in-

haltlosen Wahlslogans – nur gerade für

die Nationalratswahlen kreiert. Wir

Alternativen haben die Tatbeweise in

den vergangenen 17 Jahren laufend er-

bracht. Nachfolgend nur einige Beispie-

le unserer Erfolge und Einsätze:

■ Verhinderung der überflüssigen 

Kehrichtverbrennungsanlage im Fänn

bei Küssnacht 

■ Einführung des Nachtbusses

■ Erhöhung des Frauenanteils in den

Räten und Parlamenten 

■ Unterstützung der Gemeinde Risch

in ihrer Vorreiterinnenrolle bei der Ein-

führung von Sackgebühren als erste

Gemeinde im Kanton Zug 

■ Einsatz für sozialverträgliche 

L a d e n ö f f n u n g s z e i t e n

■ Kampf gegen eine unsorgfältige 

Planung des Zentralspitals

■ Freihaltung der Grünfläche zwischen

Zug und Oberwil (keine Bruibach-

b r ü c k e )

■ Organisation einer Grosskundgebung

gegen die Ölkatastrophe in Galicien

und für die Solidarität mit Betroffenen 

■ Wegweisend in Gleichstellungsfragen 

■ Anregung und Mitgestaltung v o n

F r i e d e n sk u n d g e b u n g e n gegen den Irak-

Krieg 

■ Mitarbeit im Komitee das WESt den

Steinhausern 

■ Förderung von fami-

lien- und schulergän-

zenden Kinderbetreu-

u n g s a n g e b o t e n

Diese Erfolge waren

nur dank intensiver Ar-

beit in den Gemeinden,

im Kanton und in der

Regierung möglich. Die Mitglieder der

Alternativen zeichnen sich durch Fach-

kompetenz, Durchhaltevermögen und

eine uneigennützige Politik aus. Die Al-

ternativen geben den Sozial-, Umwelt-

und Bildungsthemen ein grösseres Ge-

wicht als CVP, FDP und zum Teil SP.

Dieses Engagement wurde vom Volk bei

den Wahlen jeweils klar belohnt. 

1986 wurde je ein Mitglied der Fri-

schen Brise Steinhausen und des Gleis

3 in Risch erstmals in den Gemeinderat

gewählt. Gleichzeitig nahm die SGA

neu im Kantonsrat Einsitz. Bei den

nächsten Wahlen, 1990, wählten die

Zugerinnen und Zuger auch eine Al-

ternative Vertretung in den Regierungs-

rat. 1998 wurde die Alternative Frakti-

on im Kantonsrat mit der Frischen Bri-

se Steinhausen, dem Gleis 3 Risch, der

SGA Baar und Zug, dem Forum

Oberägeri, den Freien Wählern Men-

zingen und den Christlich Sozialen

zur drittstärksten Fraktion. Seit dem

Jahr 2002 sind SGA und Parteilose i m

Grossen Gemeinderat Zug die zweit-

stärkste F r a k t i o n. Auch in Menzingen,

Cham und Oberägeri wählte das Volk

die Alternativen in den Gemeinderat.

Bei den Regierungsratswahlen 2002

konnte die gemeinsame Liste Alternati-

v e Kanton Zug/SP am meisten Listen-

stimmen verbuchen. Ein besonderer Er-

folg für die Alternativen war das per-

sönliche Wahlresultat von Hanspeter

U s t e r( S G A ), der das beste Ergebnis al-

ler Kandidierenden erreichte. Mit der

Wahl in den Nationalrat steht das

nächste Kapitel der Alternativen-Er-

folgsgeschichte vor der Türe!

Die Alternative Stimme braucht es

zur Lösung wichtiger sozialer und öko-

logischer Probleme. Die Erhaltung un-

serer Sozialversicherungen ist in Ge-

fahr, die Gleichgültigkeit gegenüber

Umweltanliegen wird zu einer Bedro-

hung für uns alle, das Gesundheitswe-

sen schreitet in Richtung Zwei-Klassen-

medizin, die aussen- und friedenspoliti-

schen Aktivitäten werden abgebaut, ei-

ne Politik der Steuergeschenke an die

Reichen gehen unter anderem zu La-

sten auf Kosten von Familien und Mie-

terinnen und Mietern.

Für eine soziale und ökologische Po-

litik braucht es auch Ihre Stimme, nur

so können wir uns auf einen Sitz in

Bern setzen. Das Einfachste ist, Sie

werfen die Liste 1 «Alternative Kanton

Zug» unverändert ein. Jede Personen-

stimme ist zugleich eine Parteistimme.

Nur wenn wir möglichst viele Partei-

stimmen erhalten, geht ein National-

ratssitz an die Linke.

Wir Alternativen danken Ihnen f ü r

jede Stimme und freuen uns, mit Ihnen

am 19. Oktober 2003 im Siehb a c h s a a l

die Wahl von Manuela Weichelt-

Picard, Erwina Winiger Jutz oder Josef

Lang in den Nationalrat zu feiern.

Manuela Weichelt-Picard, National-

ratskandidatin der Alternativen, Zug
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Editorial

b in den Nationalrat –
Liste 1 wählen!
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«Ungerecht, verfassungswidrig und  f

Steuerpaket

Wie ungerecht das eidgenössische

Steuerpaket ist, zeigen folgende Zahlen:

Bei der Immobilienbesteuerung werden

Hauseigentümern – vor allem

Villenbesitzern – 1,8 Milliarden

geschenkt. Die Mieterinnen und Mieter

bekommen nichts, im Gegenteil: Beim

Sparpaket zahlen sie in verschiedensten

Bereichen drauf.

Josef Lang, Nationalratskandidat «Alter-

native Kanton Zug», Kantonsrat SGA

Den Kantonsrat vermochte ich mit mei-

nen Fakten, Zitaten und Argumenten

nicht zu überzeugen, sich am Kantons-

referendum gegen das Steuerpaket zu

beteiligen. Aber das letzte Wort wird oh-

nehin das Volk haben. Deshalb soll mein

kantonsrätliches Votum zu diesem um-

strittenen Thema hier im Wortlaut fest-

gehalten werden.

Wie anno dazumal

«Nach zwei chaotischen Versammlun-

gen kam es am 1. Februar 1852 in der Kir-

che unter regierungsrätlicher Aufsicht

zur Entscheidung. [...] Auf der Kirchmatt

stiessen die Horden der (konservativen)

«Bauern- oder Kopfsteuerparthei» und

der (liberalen) «Vermögenssteuermän-

ner» zusammen. [...] Man schlug aufein-

ander ein und kämpfte in der Kirche wei-

ter, weniger blutig zwar, aber ebenso er-

bittert. In der Abstimmung siegte die im

Interesse der Wohlhabenden agierende

«Kopfsteuerparthei» knapp mit 225 ge-

gen 210 Stimmen. [...] Für diese Lösung

hatte sich besonders alt Landammann

Henggeler, Grossbauer im Bättenbüel,

eingesetzt. Er musste sich danach vor-

werfen lassen, er habe dazu beigetragen,

dass «der Arme, der an Krücken geht, ge-

rade so viel an die Gemeindslasten zu

bezahlen hat, wie der Reiche, der

zweispännig im Land herumfährt und

Alles umrennt, was ihm im Wege steht!»

(Zitat aus: «Ägerital – seine Geschichte»,

2003, Band 1, S. 216)

Obwohl die Vorlage, über die wir heu-

te diskutieren, ebenso ungerecht ist wie

der Vorschlag, der damals knapp durch-

gekommen ist, dürfte es heute bei uns

gesitteter zu und her gehen.

Halbbatzig und doppelbatzig

Bei der Familienbesteuerung gehen von

den gut 1,2 Milliarden, die der Bundes-

steuer verloren gehen, zwei Drittel an

die steuerbaren Einkommen über

1 0 0 000 Franken (nicht Nettoeinkom-

m e n ! ). Dieser Personenkreis macht

schweizweit aber nur s i e b e n P r o z e n t

der Steuerpflichtigen aus. Die grosse

Mehrheit macht nur kleinste Eins-

parungen bei den Steuern, aber w i r d

über das Sparpaket und die kantonalen

S p a rübungen ein Vielfaches verlieren

und hat so am Schluss weniger im Por-

t e m o n n a i e.

Von den 310 Millionen Franken, die

den Aktienbesitzenden erlassen wer-

den, geht ein ganz kleiner Teil an Mie-

terinnen und Mieter und an Familien

mit Reineinkommen unter 120 0 0 0

Franken. Die fast vier Milliarden Fran-

ken, welche Bund, Kantone und Ge-

meinden an Steuereinnahmen verlie-

ren, kommen grossmehrheitlich rei-

chen Hauseigentümern mit Aktienbe-

sitz zugute.

Unsere Opposition gegen das Steuer-

paket richtet sich weder gegen den Sy-

stemwechsel bei der Familienbesteue-

rung noch gegen denjenigen bei der Im-

mobilienbesteuerung. Im Gegenteil: Bei

der Familienbesteuerung schlug die Lin-

ke eine liberalere Lösung vor, nämlich

die konsequente Individualbesteue-

rung. Und bei der Immobilienbesteue-

rung lehnen wir genau die Halbbatzig-

keit oder zutreffender Doppelbatzigkeit

des Systemwechsels ab. 

Fünfer und Weggli

Wir teilen die Kritik der Bündner SVP-

Regierungsrätin Eveline Widmer-

Schlumpf: «Bei der Wohneigentumsbe-

steuerung hat das Parlament keinen Sy-

stemwechsel vollzogen, sondern ledig-

lich die für Hauseigentümer günstigen

Aspekte des alten Systems mit den für

sie positiven Aspekten des neuen Sy-

stems kombiniert. Das ist ungerecht,

verfassungswidrig und finanzpolitisch

untragbar.» (Neue ZZ 21.6.03)

Der ursprüngliche Vorschlag des Bun-

desrates vom März 2000 sah vor, den Sy-

stemwechsel bei der Besteuerung des Ei-

genmietwertes kostenneutral zu gestal-

ten. Er hatte damals betont, dass dieser

Wechsel die Steuereinnahmen in keiner

Weise beeinflussen dürfe. Da die bun-

desrätlichen Experten sogar mit einem

Plus von etwa 100 Millionen rechneten,

präzisierte der Bundesrat, allfällige

Mehreinnahmen durch den System-

wechsel sollten für die gezielte Förde-

rung von Wohneigentum verwendet

werden.

Nun hat die Hauseigentümer-Lobby

im Bundesparlament durchgesetzt, dass

ihrer Klientel, vor allem dem bestgestell-

ten Teil, gegen zwei Milliarden Franken

Steuergeschenke verteilt werden. Haupt-

profiteure werden die Villenbesitzer sein

wegen einer unglaublichen Bestim-

mung: Grössere Unterhaltsinvestitio-

nen ab 4000 Franken sind weiterhin ab-

zugsfähig, und zwar ohne obere Grenze.

Nicht nur die zitierte Bündner Regie-

rungsrätin findet solche Beschlüsse un-

gerecht. Der bürgerliche Schwyzer Fi-

nanzdirektor Georg Hess sagte im letz-

ten Juni: «Wenn das Bundesparlament

Steuerprivilegien für einzelne Gruppen

beschliesst, wirkt das für das Volk doch

schizophren, erst recht, wenn man an

das kommende Sparprogramm denkt.»

(Neue ZZ 21.6.03)

Und um auch die dritte bürgerliche

Partei, die FDP, zum Wort kommen zu
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d  finanzpolitisch untragbar»

Steuerpaket

lassen: Der Solothurner Regie-

rungsrat und ehemalige Vize-

präsident der nationalrätli-

chen FDP-Fraktion Christian

Wanner monierte: «Die

Wohneigentümer haben nun

den Fünfer und das Weggli.»

(NZZ am Sonntag, 29.6.03)

Zug verliert 40 Millionen

Frau Widmer-Schlumpf sagte

weiter, das Steuerpaket sei «ver-

fassungswidrig». Was sie da-

mit meint, hat der Regierungs-

rat auf Seite 5 (der Botschaft an

den Zuger Kantonsrat, Red.) er-

klärt. Neben den Grundsätzen

der Besteuerung nach Massga-

be der wirtschaftlichen Lei-

stungsfähigkeit und der

Rechtsgleichheit geht es um die

Verletzung der Tarifhoheit der

Kantone. Die Bündner SVP-Re-

gierungsrätin gehört nicht zu

jenen bürgerlichen Politikerin-

nen und Politikern, die dann

den Föderalismus reklamieren, wenn die-

ser den Privilegierten nützt und ihn dann

verdrängen, wenn er ihnen im Wege

s t e h t .

Schliesslich sagte die vernünftige

SVP-Politikerin, das Steuerpaket sei «fi-

nanzpolitisch untragbar.» Die fast 4 Mil-

liarden, die Bund, Kantone und Ge-

meinden verlieren, müssen sie über

Sparpakete wieder hereinholen. Das

Sparpaket des Bundes sieht massive

Kürzungen vor beim Sozialen, auf Ko-

sten der Alten, der Jungen wie auch der

Familien, beim Umweltschutz, beim öf-

fentlichen Verkehr, bei der Bildung und

Forschung, bei der Entwicklungs- und

Friedenspolitik sowie bei der Landwirt-

schaft. Wenn Bauernvertreter das Spar-

paket glaubwürdig angreifen wollen,

müssen sie zuerst dessen älteren Bru-

der, das Steuerpaket, bekämpfen.

Unseren Kanton dürfte das Steuerpa-

ket etwa 25 Millionen und die Gemein-

den etwa 15 Millionen kosten, zusam-

men also etwa 40 Millionen. Und das zu

einem Zeitpunkt, in dem die NFA-Rech-

nung von mindestens 130 Millionen ins

Zugerland flattert. Das ist, wie die Regie-

rung schreibt, «gravierend». Wie gravie-

rend ist es erst für andere Kantone? Die

Weigerung, ein Kantonsreferendum

mitzutragen, wäre unsolidarisch und

würde dem Föderalismus schaden. Der

Berner Bund titelte kürzlich: «Das anvi-

sierte Kantonsreferendum gegen das

Steuerpaket ist auch ein Testfall für die

politische Bedeutung der Kantone.»

(7.8.03)

151 Jahre später

Ich bin im Ägerital gestartet. Ich werde

in dieser schönen Gegend landen. An-

lässlich einer Buchvernissage hat der

Vertreter der Regierung, Joachim Eder,

die Frage gestellt, ob ein solches Projekt

heute noch möglich wäre. Seine Antwort

lautete: «Heute, mit den Reizworten

NFA und Steuerpaket, wäre die Finan-

zierung wohl um einiges schwieriger.»

Heute aber, Herr Sanitätsdirektor,

geht es darum, ein Zentralspital, oder,

Herr Bildungsdirektor, eine Bildungs-

vorlage zu finanzieren. Mit einem Kan-

tonsreferendum gegen das Steuerpaket

w ä r e das regierungsrätliche und das

kantonsrätliche Engagement für diese

beiden Vorlagen glaubwürdiger g e w e-

s e n.

In Oberägeri haben sich 1852 die

Steuerinteressen der Privilegierten im

Verhältnis von 41 zu 38 Stimmen durch-

gesetzt. Sollte es seit 1852 einen Fort-

schritt gegeben haben, dann müsste

heute das Kantonsreferendum gegen

das Steuerpaket mindestens mit 40 zu

Stawiko oder das Ende des finanziellen Gewissens

Die gleichen Bürgerlichen, die jahrelang gegen einen Neuen Finanzausgleich NFA

zu Gunsten schwächerer Kantone Sturm gelaufen sind, unterstützen nun ein Steu-

erpaket, das dem Kanton fast ein Drittel des NFA kostet. Liegt das daran, dass diese

Verluste den Reichen zugute kommen?

Wie dem auch sei: Die Ablehnung des Steuerpakets durch die Mehrheit des Zu-

ger Kantonsrates bestätigt, dass es den Bürgerlichen nicht um die öffentlichen Fi-

nanzen und damit das Gemeinwohl geht. Sie haben nurdie Privilegien der Reichen

und der offiziell so genannten privilegierten Gesellschaftenim Sinn. Insbesondere

die Staatswirtschaftskommission, welche auf Kosten des Staatssäckels die Steuer-

geschenke für die Reichen unterstützte, hat als «finanzielles Gewissen des Kan-

tonsrates» ausgedient.

Die kumulierten Steuerausfälle aus dem NFA, aus dem Steuerpaket und aus den

vor drei Jahren beschlossenen radikalen Steuersenkungen machen für Kanton und

Gemeinden mehr als 200 Millionen Franken aus. Und das bei einem heutigen Steu-

eraufkommen von etwa 700 Millionen Franken. Ohne substanzielle Steuerer-

höhungen lassen sich diese Ausfälle nur mit einem massiven Sozial-, Umwelt-, Bil-

dungs- und Personal-Abbau finanzieren.
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Steuerpaket – Lang vs. Scherer

Es geht um viel, erschienen ist wenig

Publikum: rund 30 Leute fanden am 

27. August den Weg ins Casino zum

Streitgespräch zwischen SVP-National-

rat Marcel Scherer und Herausforderer

Jo Lang. Die Abwesenden verpassten

Aufklärung darüber, welches die

Knackpunkte des Steuerpaketes sind

Martin Stuber, SGA-Kantons- und 

Gemeinderat, Alternative Kanton Zug –

Bilder BULLETIN

Nur wenige Inhalte und noch weniger po-

litische Konfrontationen sind im Vorfeld

der Nationalratswahlen vorhanden. Das

von den Alternativen lancierte Streitge-

spräch um das unsoziale Steuerpaket bil-

dete eine positive Ausnahme. Dass es sich

bei der Familienentlastung um eine Mo-

gelpackung handelt, wurde klar: die Un-

gleichbehandlung von Konkubinatspaa-

ren und Verheirateten wird zwar teilwei-

se aufgehoben. Doch nur um für die A b-

stimmung Argumente zu haben. Denn

wer von der Steuersenkung materiell

tatsächlich profitiert (Leute mit sehr ho-

hem Einkommen), möchten die Bürger-

lichen nicht zum Thema machen. Die

Verbesserung ist aber nur halbbatzig. Der

Vorschlag der Linken, konsequent nur

Einzelpersonen zu besteuern, hatte in

Bern keine Chance.

Die Rhetorikseminare der SVP zeigten

eine gewisse Wirkung: Scherers rhetori-

sches Lob an Jo Lang: «Sie sind ein guter

Historiker, aber ein schlechter Mathema-

tiker!» änderte aber nichts daran, dass er

dessen Zahlen nicht glaubwürdig wider-

legen konnte. Kein Wunder – sie stam-

men vom eidgenössischen Finanzamt.

Jeder schaut nur für sich

Als dies immer offensichtlicher wurde,

kamen die wahren Beweggründe dann

doch noch zum Vorschein – Scherer:

«Wir wollen die staatliche Tätigkeit ein-

schränken, das geht am besten, wenn wir

ihm weniger Geld geben.»

Das Rezept kennen wir aus den USA

und Grossbritannien bestens – die ver-

heerenden Folgen werden nun immer

sichtbarer.Nun gefährden also auch die

bürgerlichen Parteien den sozialen Frie-

den in der Schweiz.

Zwar reden fast alle bürgerlichen Kan-

didierendenviel über Steuersenkungen,

am Streitgespräch waren aber nur zwei

zu sichten (AWG und Junge SVP). An-

sonsten liess vor allem die SVP ihren

Spitzenkandidaten im Stich. Offenbar

gilt das SVP-Ellbogen-Credo auch für die

Nationalratsliste: Jeder schaut nur für

sich.

Allerdings war auch der alternative

Aufmarsch sehr beschränkt. Vielleicht

haben die Leute genug von der SVP?

Hoffentlich. Leider unterscheiden sich

die anderen bürgelichen Parteien inhalt-

lich kaum mehr von der SVP – gerade be-

züglich den Steuersenkungen und der

allgemeinen Sparhysterie. Ein Blick auf

die Nationalratslisten von FDP, CVP,

SVP und ihre jeweiligen Unterlisten

genügt: Alles stramm rechtsbürgerlich.

Im Prinzip gibt es noch zwei Blöcke: 

1) Die Rechtsbürgerlichen und 2) Alter-

native und SP. Gingen alle drei Sitze an

den Block der Rechtsbürgerlichen, wäre

nur eine Minderheit der Zugerinnen

und Zuger in Bern vertreten. ■

Bürgerliche gefährden 
den sozialen Frieden
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Mogelpackung Lorzenstrom

Rechtzeitig zur Nationalrats-

Wahlkampagne hängt sich WWZ-

Direktor und überzeugter Kernenergie-

Befürworter Hajo Leutenegger ein

ökologisches Mäntelchen um. Mit

Strombezug aus Lorze-Kraftwerken geht

er auf Kundenfang. Bei näherer Prüfung

entpuppt sich das Ganze als plumper

Gag, mit dem umweltsensible

Zugerinnen und Zuger die FDP-

Wahlkampagne mitfinanzieren.

Text und Bild Gerhard Schmid

In einem mehrfarbigen Hochglanzpro-

spekt möchten uns die WWZ «Strom

aus der Region Zug für die Region Zug»

(abgekupfert aus der Migros-Werbung)

beliebt machen. Gegen einen Aufpreis

von 2 Rp./kWh können wir unseren

Strombedarf aus Lorze-Kraftwerken

decken und damit «Auflagen im Rah-

men der TÜV-Zertifizierung zum

Schutz der Umwelt erfüllen». Das ist in-

sofern unredlich, als es sich beim TÜV-

Zertifikat nicht um ein echtes Ökolabel

handelt. Der (deutsche) Technische

Überwachungsverein TÜV stellt mit sei-

nem Zertifikat EE02 lediglich sicher,

dass die WWZ-Strombuchhaltung nicht

mehr Elektrizität mit dem Zweirappen-

zuschlag ausweist als die Lorze-Zentra-

len 1 bis 3 produzieren. Das hat mit Öko-

logie etwa gleich viel zu tun, wie wenn

ein Wirtschaftsprüfer eine x-beliebige

Buchhaltung kontrolliert.

Die eigentlichen (schweizerischen)

Ökolabels heissen «naturemade basic»

und «naturemade star» (s. Kasten). Sie

wurden in enger Zusammenarbeit mit

Umweltverbänden entwickelt, unter an-

d e r e m von WWF Schweiz, Pro Natura,

Konsumentenforum Schweiz. Selbst von

den Auflagen aus dem (weniger stren-

gen) «naturemade basic» sind die WWZ

weit entfernt, müssten doch ihre Kraft-

werke beispielsweise mit Fischtreppen

ausgerüstet sein. Fazit: Beim Lorzen-

strom handelt es sich um ganz gewöhnli-

che und seit über hundert Jahren existen-

te Elektrizität aus Wasserkraftwerken.

Darfs ein bisschen mehr sein?

«Mit 2 Rp. Zuschlag sind Sie dabei!» Wo

bitte, wenn man fragen darf? Ein Rappen

fliesst in den Lorzenstromfonds, mit

dem u.a. die Effizienz der bestehenden

Flusskraftwerke gesichert und optimiert

wird. Dabei ist zu berücksichtigen, dass

besagte Zentralen betriebswirtschaftlich

längst amortisiert sind und für deren In-

standhaltung bereits der WWZ-Grund-

tarif sorgt.

Der Restbetrag abzüglich MwSt, d.h.

0,86 Rp./kWh, dient der Gewinnmaxi-

mierung, Quersubventionierung von

Atomstrom oder fliesst wie gehabt in den

Fonds für Wahlen und Abstimmungen.

Der FDP-Wahltextausschnitt für den 19.

Oktober «Umleitung signalisiert!» ent-

hält ungewollt eine tiefere Wahrheit: der

Wählerschaft ein X für ein U vormachen!

WWZ macht auch «guten Strom»

Trotz f r a g w ü r d i g e n L o r z e n s t r o m p r o p a-

ganda ist natürlich Elektrizität aus Was-

serkraft b e s s e r als Atomstrom. Das Be-

treiben von Klein- und Kleinstkraftwer-

ken sowie weitere WWZ-Anstrengungen

sind gut, etwa die grosse Solaranlage in

Ägeri und die gemeinsam mit der Stadt

Zug errichtete Photovoltaik-Anlage auf

dem Dach des Stadions Herti. Die Kritik

gilt Halbwahrheiten und undurchsichti-

gen Geldflüssen.

Durchblick und Mitbestimmung

Gibt es Alternativen zum fragwürdigen

WWZ-Lockvogelangebot? Nicht alle Zu-

gerInnen haben beispielsweise das

Glück, im Einzugsgebiet der EGH (Elek-

tro-Genossenschaft Hünenberg) zu

wohnen, welche das engere Dorfgebiet

(leider ohne Seeseite, weil die WWZ

mauern) mit Strom versorgt. Diese Ge-

nossenschaft bringt es fertig, trotz mar-

kant tieferen Strompreisen namhafte

Beträge in Solaranlagen zu investieren

und über die Verwendung ihrer Mittel

sowie die Ökostromproduktion völlige

Transparenz zu gewährleisten.

Als Gegengewicht zur WWZ-Abhän-

gigkeit liessen sich Solaranlagen auf

dem eigenen Hausdach erstellen oder

Anteile unabhängiger Solargenossen-

schaften zeichnen, was einer echten In-

vestition in unausgeschöpfte erneuerba-

re Energien zum Vorteil aller gleichkä-

me, ohne Gewinnabschöpfung und mit

demokratischer Mitbestimmung. ■

Gütesiegel im Energiebereich

zeichnet eigentlichen

Ökostrom aus, dessen ökologischer

Mehrwert durch die Erfüllung strenger

Kriterien nachgewiesen ist. Er enthält

zwingend einen Solarstromanteil.

zeichnet Strom aus

erneuerbaren Energiequellen aus, die

umweltgerecht betrieben werden.

Mit allen Wassern gewaschen

Solaranlagen auf Dächern machen unabhängig

von Strom-Monopolisten.
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Gegner der Abstimmungsvorlage

«Änderung des Lehrer-

besoldungsgesetzes, der Unterrichtszeit

und Intensivfortbildung» betonen

immer wieder die finanzpolitischen

Aspekte: Sparen, Sparen, Sparen. Doch

genau aus gesamtwirtschaftlicher und

finanzpolitischer Sicht ist es wichtig die

Qualität der Schule hochzuhalten. 

Erwina Winiger Jutz, Nationalratskandi-

datin «Alternative Kanton Zug», Vize-

präsidentin Kantonsrat – Bild BULLETIN

Die Zuger Wirtschaft profitiert von ei-

nem guten Standort, von guten Infra-

strukturen,von einer hohen Lebensqua-

lität,sie will auch von einer guten Schu-

le profitieren. So ist es aus gesamtwirt-

schaftlicher Sicht sinnvoll, gute Lehr-

kräfte im Schuldienst behalten zu kön-

nen. Zu beachten ist, dass die Revision

der Lehrerbesoldung nicht mehr Lohn

bringt, sondern der Schule mehr Zeit.

Mehr Zeit für das einzelne Kind, mehr

Zeit für Schulentwicklung, mehr Zeit

für die Weiterbildung. 

Sparen bei der Bildung? 

Bevölkerung sagt Nein!

Eine repräsentative Umfrage, die kürz-

lich im Auftrag des «Beobachters»

(17/2003) gemacht wurde, ergab, dass

nur 5,4 Prozent der Befragten Kürzun-

gen bei der Bildung befürworten, aber

57,9 Prozent verlangen, dass hier mehr

Geld ausgegeben wird. Bei keinem an-

deren Posten ist die Ablehnung der Kür-

zungen und die Zusage zu Mehrausga-

ben so stark. 

Ein spannender Vergleich: seit 1992

stagnieren die für Bildung aufgewende-

ten Mittel in der Schweiz bei rund 21 Mil-

liarden Franken bei stetigem Zuwachs

der Lernenden. Die Sozialaufwendun-

gen stiegen 1992 bis 1997 von

16,4 auf 21,3 Prozent.

Die Forderungen an die

Schule wachsen ständig. Sie

sind vielfältig, komplex und

teilweise auch widersprüch-

lich. Unbestritten ist nur: Al-

le wollen eine gute Schule.

Um daran arbeiten zu kön-

nen, braucht es gesunde, star-

ke Lehrkräfte. Und die wiederum brau-

chen gute Rahmenbedingungen, um ge-

sund und stark zu bleiben.

Gemäss der Forneck-Studie (Buch)

fühlt sich eine Mehrzahl von Lehrperso-

nen spürbar ausgebrannt. Drei Aspekte

werden dafür genannt: Emotionale Er-

schöpfung, Depersonalisierung (Verlust

an Mitgefühl für die Kinder) und Lei-

stungsverlust. Darum sind Berufsauf-

trag, Arbeitsbelastung und Arbeitszeit der

Lehrpersonen zu überdenken. Lehrkräfte

deklarieren klar einen Zeitmangel für die

gewissenhafte Erfüllung ihrer Arbeit. Es

geht also nicht um mehr Lohn, s o n d e r n

um bessere Rahmenbedingungen.

Die recht grossen individuellen Bela-

stungsunterschiede zwischen Lehrper-

sonen legen nahe, im Bereich Arbeits-

zeit keine «Giesskannenlösungen» an-

zustreben, sondern gezielt einsetzbare

Pool-Lösungen zu treffen. Um Lehrper-

sonen vor dem Ausbrennen zu bewah-

ren und ihnen neue Impulse für ihre

Tätigkeiten zu geben, drängen sich peri-

odische Langzeit-Weiterbildungen, so-

genannte Sabbaticals, als eine mögliche

Massnahme auf. Reparaturen kommen

am Ende immer teurer zu stehen. Die

Massnahmendieser Vorlage beinhalten

indirekt eine Ersparnis. 

Mehr Aufgaben

Die Schule von heutzutage baut stark auf

die Zusammenarbeit mit den Eltern; ge-

rade diese Absprachen sind Teil der er-

höhten Anforderungen an Lehrperso-

nen. Einige Bürgerliche wollen die

Präventionsarbeit im Bereich Gesund-

heit und Gewalt der Schule wegnehmen.

Das ist nicht glaubwürdig. Aus densel-

ben Kreisen, welche dies verlangen, wird

postwendend eine Verstärkung der

Prävention gefordert, sobald die Öffent-

lichkeit aufgrund bestimmter Vor-

kommnisse sensibilisiert ist: So hatte

das in diesem Sommer aktuell geworde-

ne Problem der Jugendgewalt eine Moti-

on von SVP-Kantonsräten zur Folge.

Darin wird ausdrücklich gefragt, wie die

Schule die Prävention intensivieren

könnte. Wer solche Forderungen stellt,

muss konsequenterweise der Schule die

nötigen Mittel zur Verfügung stellen.

Wenn von «auf die Schule abgescho-

benen Mehraufgaben» gesprochen

wird, so sind diese nicht abgeschoben,

sondern widerspiegeln eine veränderte

Gesellschaft. Zu den Mehraufgaben

zählen insbesondere die Berücksichti-

gung neuer Lerninhalte (Fremdspra-

chen, Computer), die Vorbereitung auf

den Umgang mit gesundheitsgefähr-

denden Situationen (Sucht und Gewalt).

Ebenso ist der Umgang mit Kindern, die

zunehmend aus bildungsfernen Gesell-

schaftsschichten oder aus nicht tragfähi-

gen Familienstrukturen stammen, an-

spruchsvoller. Hier fehlt oft das Engage-

ment fürs Lernen. Die Forderung, solche

erhöhten Anforderungen und Mehrauf-

gaben seien wieder an die Eltern zurück

zu delegieren, verkennt die Realität. ■

Bereits im Artikel «Ja zu einer guten Schu-

le», Bulletin 2/03, Seite 19. wurden die Vor-

teile eines Ja zur Reform erläutert.

Geld für
Bildung

«Ja zur guten Schule»: Abstimmung am 19. Oktober 2003.
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Kantonsrat: Zentralspital

Am 30. November findet die

Abstimmung zum Zentralspital und

Pflegeheim Baar statt. Dank

Behördenreferendum kann die Zuger

Bevölkerung nochmals zu diesem

Grossprojekt Stellung nehmen. Eine

Abstimmung im Sinne der Alternativen,

denn schon einmal wollte der

Kantonsrat einen Projektkredit

durchboxen, der aber aufgrund des

Referendums der Alternativen zu Recht

abgelehnt wurde.

Anna Lustenberger, SGA-Kantonsrätin,

Baar  –  Bild BULLTIN

Als Nachfolgerin der beiden Fachfrauen

Manuela Weichelt-Picard und Ruth

Wyss musste ich mich intensiv vorberei-

ten auf meine Aufgabe in derSpitalkom-

mission. Als Erstes musste sich die Kom-

mission gleich den beiden neuen Vorla-

gen Zentralspital und Pflegeheim stel-

len. Eine echte Herausforderung – auch

für die Alternative Fraktion. Die Vorlage

des Pflegeheims wird von uns vorbehalt-

los bejaht.

Für das neue Projekt Zentralspital

sprechen ein paar wesentliche Gründe:

Eine optimale Grundversorgung für die

ganze Zuger Bevölkerung ist wichtig,

und zwar in einem öffentlichen, vom

Kanton unterstützten Spital. Drei Viertel

der Zugerinnen und Zuger sind nur

grundversichert. Ein grosser Teil des

Kantonsspitals ist renovationsbedürftig.

Die grossen Umtriebe bei einem Um-

bau, die hohen Renovationskosten spre-

chen für einen neuen Standort.

Die Versorgung der Bevölkerung mit

Spitalleistungen darf nicht den privaten,

rein gewinnorientierten Anbietern über-

lassen werden, sei dies nun die Andreas-

klinik oder ein anderes Spital.

Unseriöse Planung

Wir Alternativen haben 1999 das Refe-

rendum ergriffen, weil wir wussten, dass

ein Spital für 105 Millionen Franken

nicht zu haben war. Wie unseriös damals

geplant wurde, zeigt sich mit dem heuti-

gen Kredit von fast 160 Millionen. Das

nun vorliegende Projekt scheint uns be-

deutend glaubwürdiger. Wir sind der

Ansicht, dass die Realisierung jetzt an

die Hand genommen werden sollte. Das

Volk hat ein Recht auf einen würdigen

Abschluss der leidigen Spitalgeschichte.

Wermutstropfen Parkhaus

Das Parkhaus beim Zentralspital wird in

einer Grösse geplant, welche überrissen

ist. Die Luft in die-

ser Gegend ist be-

reits stark bela-

stet, nun soll die

Beeinträchtigung

weiter wachsen –

und dies durch ein

Spital! In zwei

Vorstössen for-

derten wir die Ver-

kleinerung auf

drei Stockwerke,

leider vergebens.

Ökologische

Gründe wurden

ignoriert, die meisten sehen den Men-

schen primärsitzend im Auto!

Gegnerschaft formiert sich

Es ist nicht von vornherein klar, dass das

vorliegende Projekt die Abstimmungs-

hürde schaffen wird. Verschiedene

Gruppierungen haben sich bereits for-

miert und den Abstimmungskampf

eröffnet. Es sind vor allem Politgrössen,

welche in irgendeiner Form mitder An-

dreasklinik verbunden sind. Aber auch

Zugerinnen und Zuger, die ein Kan-

tonsspital in der Hauptstadt bevorzu-

gen, werden Nein sagen, ebenso Baa-

rerinnen und Baarer, welche die Entste-

hung und auch das tragische Ende des

Baarer Spitals miterlebt haben. Sie kön-

nen nicht akzeptieren, dass das gut er-

haltene Gebäude dem Abbruch geweiht

ist und stellen das Resultat der ganzen

Spitalevaluation in Frage.

Die Befürworter, allen voran Bau-, Ge-

sundheits- und Finanzdirektion, sind in

den nächsten Wochen gefordert, dem

Volk klare, überzeugende Gründe für

das Zentralspital zu präsentieren, denn

die Gegner werden einen aktiven Ab-

stimmungskampf führen.

Alternative nicht im Pro-Komitee

Um in einem Komitee mitzumachen,

muss man von der Sache restlos über-

zeugt sein. Schon die Grösse des Park-

hauses lässt uns kaum für das Projekt

lobbyieren. Auch befürchten wir Pro-Ar-

gumente, hinter denen wir nicht stehen

können (keine Steuererhöhung, keine

Nachtragskredite). Zudem besteht das

Komitee vorwiegend aus Befürworterin-

nen und Befürwortern, die unsere Anlie-

gen (Forderungen nach seriöser Pla-

nung sowie einem Vergleichsobjekt) nie

ernst genommen haben. Wir bevorzu-

gen andere Mittel, z.B. LeserInnenbrie-

fe, Stellungnahmen, um uns für Zen-

tralspital und Pflegeheim einzusetzen. ■

Ende gut, alles gut?

Zu viele Parkplätze werden beim Zentralspital entstehen.
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Seit Jahrzehnten wird über eine

Umfahrung Zug geredet. Das zweite

Mitwirkungsverfahren in der Stadt Zug

von 1998 erbrachte als ein Ergebnis

eine Kernumfahrung der Zuger Innen-

stadt. Nachdem vor allem die FDP das

Projekt jahrelang blockierte und es vom

Kantonsrat gegen den Antrag der

Alternativen Fraktion in die dritte

Priorität (ab 2014) gesetzt wurde,

lancierte nun Pro Zug den Minitunnel

mit einer städtischen Volksinitiative.

Martin Stuber, SGA-Kantons- und 

Gemeinderat, Alternative Kanton Zug –

Bild Flying Camera Baar, publiziert mit

freundlicher Genehmigung der Pro Zug.

Es gibt viele Fotobücher über die Stadt

Zug und deshalb auch viele Aufnahmen

aus dem alten Zug. Vor 120 Jahren be-

stand Zug vorwiegend aus der heutigen

Innenstadt. Seit dem Wachstum des mo-

torisierten Verkehrs und der Ausdeh-

nung der Stadt wurden die Verkehrspro-

bleme aufgrund der topographischen

Lage der Stadt rasch grösser und man

wälzte immer wieder Pläne für eine Um-

fahrung. Gemäss Stadtarchivar Raschle

datieren die ersten Entwürfe aus den

30er-Jahren des letzten Jahrhunderts.

Aus den 80-er Jahren stammte der

Plan des Kantons, die Stadt grossräumig

zu umfahren – die sogenannte Umfah-

rung Zug-Baar. Das Megaprojekt muss-

te 1995 beerdigt werden, nachdem eine

Studie der Stadt zeigte, dass der reine

Durchgangsverkehr nur rund zehn Pro-

zentausmacht.

Probleme sind hausgemacht

Die Probleme waren und sind hausge-

macht und sie sind grösser denn je. Kein

Wunder: auf dem Stadtgebiet gab es im

Jahre 2001 über 27 000 Parkplätze – das

sind 6000 mehr als noch 1991. Auf der

engen Neugasse verkehren an einem

normalen Werktag rund 19 000 Autos

und 587 Busse. Interessant: die Busse

transportierten rund 17 000 Personen,

während es bei den 32mal mehr Autos

nur 23 500 waren.

Fünf verlorene Jahre 

Zusammen mit Dolfi Müller lancierte

der Schreibende 1993 im Grossen Ge-

meinderat der Stadt Zug eine erfolgrei-

che Motion für eine «realistische Stadt-

umfahrung». In ihrem Gefolge organi-

sierte die Stadt zwei Mitwirkungsverfah-

ren. Im ersten wurde unter anderem

festgestellt, dass nur die Innenstadt mit

einem Tunnel entlastet werden kann, im

zweiten Verfahren studierte eine Ar-

beitsgruppe verschiedene Varianten auf

ihre Machbarkeit und präsentierte die

nun vorliegende Variante als beste und

zugleich kostenmässig vertretbare Lö-

sung. Inklusiv flankierende Massnah-

men wurden 118 Mio Franken errechnet

(Schlussbericht AG Minitunnel, S.4).

Als Aufgabe für den Stadtrat formu-

lierte der Schlussbericht des Mitwir-

kungsverfahrens auf Seite 17 die Erarbei-

tung der Submissionsgrundlagen für ei-

nen Generalunternehmerwettbewerb,

dessen Durchführung und Auswertung

und basierend darauf die Erarbeitung des

Strassen- und Baulinienplanes. Weiter

wurde dem Stadtrat empfohlen, im Ein-

vernehmen mit dem Kanton ein generel-

les Projekt für das Verkehrsregime in der

Innenstadt zu erarbeiten und einen

Ideenwettbewerb für die städtebauliche

Gestaltung im Perimeter zwischen den

drei Tunnelportalen durchzuführen.

Geschehen ist seither praktisch

nichts. Schon kurz nach Abschluss des

breit angelegten und im Konsensverfah-

ren durchgeführten Mitwirkungsver-

fahrens machte der verkehrspolitische

Sprecher (und am Verfahren offiziell be-

teiligte!) Ulrich Straub klar, dass die FDP

dem Minitunnel keine Priorität ein-

räumte. Der FDP- und CVP-dominierte

Stadtrat unternahm in der Folge nichts

mehr. Das gipfelte letztes Jahr darin,

dass Stadtrat Hans Christen, FDP, und

StadträtinVreni Wicky, CVP, welche bei-

de auchim Kantonsrat sitzen,dortgegen

eine Versetzung des Minitunnels in die

erste Priorität stimmten. Alle übrigen

bürgerlichen Kantonsräte aus der Stadt

Zug taten es ihnen gleich. Das Projekt

wurde in die 3. Priorität versenkt (Reali-

sierung frühestens ab 2014).

Pro Zug lanciert Initiative

Derweil wuchs in den vergangenen Jah-

ren im Gewerbe und Detailhandel der

Zuger Innenstadt die Einsicht, dass end-

lich etwas gehen muss und eine attrakti-

ve Innenstadt eine verkehrsarme

und/oder verkehrsfreie sein muss. Da

bei den momentan herrschenden politi-

schen Kräfteverhältnissen in der Stadt

von der Politik nichts zu erwarten war,

hat nun die Vereinigung Pro Zug gehan-

delt und eine Volksinitiative lanciert,

welche die Erarbeitung eines Vorprojek-

tes auf der Grundlage der oben erwähn-

ten Machbarkeitsstudie verlangt.Am 18.

September war die offizielle Medienori-

entierung. Im breit abgestützten Initia-

tivkomitee sind viele Ladenbesitzer, aber

auch Vertreter verschiedener Parteien.

SGA für Minitunnel

An einer angeregten Versammlung ist

die SGA am 4. September zum Schluss

gekommen, die Initiative aktiv zu unter-

stützen. Die Kernumfahrung ist dabei

Mittel zum Zweck. Sie ermöglicht eine

teils verkehrsarme bis -freie Innenstadt

und verbessert so die Lebensqualität für

die Menschen in der Stadt . Andernorts

warsmöglich (z.B. Schaffhausen)– wie-

so nicht in Zug?

Der Minitunnel macht für die SGA

Sinn …

Der Traum von einer 
verkehrsfreien Zuger Innenstadt
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■ wenn d i eStrassenflächen in der Innen-

stadt umgenutzt werdenund dadurch die

fünf Plätze Casinoplatz, Kolinplatz, Post-

platz, Hirschenplatz und Bundesplatz

k e i n e V e r k e h r s k r e u z u n g e n mehr sind,

sondern offene, schön gestaltete Plätze;
■ wenn die Innenstadt zu einer attrakti-

ven Begegnungszone mit vielfältigen

kulturellen Funktionen wird;
■ wenndas kommerzielle Zentrum wie-

der etwas zurück in den Süden verlagert

und die Bahnhofstrasse von der Ver-

kehrsachse zur Flanierzone mit attrakti-

ven Einkaufsmöglichkeiten wird;
■ wenn die Kapazität für den motorisier-

ten Strassenverkehr nicht wächst;
■ wenn für all das oben gesagte die ent-

sprechenden flankierenden Massnah-

men rechtzeitig getroffen werden. Es

braucht Riegel und Fahrverbote in der

Innenstadt.

■ wenn ein durchdachtes, auf Langsam-

verkehr und öffentlichem Verkehr basie-

rendes Mobilitätskonzept entwickelt

wird. Dieses muss mit der Tunneleröff-

nung greifen. Dazu gehören 2. Etappe

Stadtbahn, Buskonzept, Regelung für

Anwohner- und Zubringerverkehr.

Kurz gesagt: die Zuger Innenstadt soll

den Menschen zurückgegeben werden

und dem ansässigen Gewerbe eine lang-

fristige Zukunft garantieren.

Drei Probleme …

Nach der Annahme der Minitunnel-In-

itiative sind bei der Planung drei kriti-

sche Punkte zu überwinden.

Bus: Sehr viele Busse durchqueren heu-

te die Innenstadt. Das Lebensgefühl ei-

ner sicheren Fussgängerzone ist mit den

heutigen Busfrequenzen kaum zu reali-

sieren. Ein angepasstes Buskonzept,

Verlagerung auf die Stadtbahn mit mög-

lichst baldigem Halb- und später Viertel-

stundentakt, vielleicht auch Tempo 20

für die Busse in der Innenstadt, sind

mögliche Ansätze.

Parkplätze: Es gibt viele Parkplätze in der

nördlichen Innenstadt. Während in der

erweiterten Altstadt der Zubringerver-

kehr zu den dort bestehenden Parkplät-

zen verkraftbar ist, haben wir in der In-

nenstadt nördlich des Postplatzes eine

Reihe von Tiefgarageneinfahrten, die

Verkehr generieren.

Tunnelausfahrt Nord: Die Tunnelaus-

fahrt Nord samt dazugehörendem Ver-

kehrsregime ist noch zu wenig ausgear-

beitet. Da ist noch gehörige Denkarbeit

und Diskussion gefordert, um eine für al-

le Seiten gute oder mindestens erträgli-

che Lösung zu finden. ■

So sieht die Linienführung des  Minitunnels gemäss Machbarkeitsstudie des 2. Mitwirkungsverfahrens 1998 aus. Sie ist auch mit 

Baulinien gemäss Teilrichtplan Verkehr gesichert. Die Initiative hat nicht zuletzt zum Zweck, eine gute Lösung zu erarbeiten als

Basis für die weitere Planung. Dies gilt insbesondere für den Nordbereich.

Südportal: Hofstrasse

(nimmt Verkehr von Zuger-

berg- und Hofstrasse auf)

Anschluss Ägeristrasse:

Hier müsste das einzige

Haus abgerissen werden

(Monsler Orthopädie)

Nordportal beim Dreiangel Ecke Industrie-

/Gotthardstrasse: Provisorische Lage und

Strassenführung (Aufgabe der Planung)
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Altermondialiste 

Globalisierung von oben –
Widerstand von unten

Schleichend und unbemerkt hat sich in

den letzten Jahrzehnten eine

weltwirtschaftliche Bewegung

durchgesetzt, die für wenige Menschen

Reichtum und Privilegierung bedeutet,

für Millionen Menschen jedoch einen

Rückfall in Armut, Arbeitslosigkeit und

Perspektivenverlust brachte. Mit der

Zusammenstellung von für mich

bedeutsamen Fakten möchte ich in

Grundzügen aufzeigen, was

Globalisierung konkret meint und wie

eine bewusste Gesellschaft gegen die

negativen Auswirkungen angehen kann.

Text und Bilder Berty Zeiter, 

SGA-Kantonsrätin, Baar

Als Präsident der Asea-Brown-Bovery-

Gruppe, einer der mächtigsten Konzern-

gruppen der Welt, äusserte einmal Percy

Barnevik: «Ich definiere Globalisierung

als die Freiheit unserer Firmengruppe,

zu investieren, wo und wann sie will, zu

produzieren, was sie will, zu kaufen und

zu verkaufen, wo sie will, und alle Ein-

schränkungen durch Arbeitsgesetze

oder andere gesellschaftliche Regulie-

rungen so gering wie möglich zu hal-

ten.» 

In diesem Zitat ist das Programm der

«Globalisierung von oben» klar zusam-

mengefasst. Darauf beruhen das Norda-

merikanische Freihandelsabkommen

(NAFTA), die EU-Verträge, die Welthan-

delsorganisation (WTO) und ihre

Schwesterinstitutionen Weltbank und

Internationaler Währungsfonds (IWF).

Doch seit Jahren formiert sich ein Wi-

derstand, eine «Globalisierung von un-

ten», die stetig an Umfang, Kreativität

und Dynamik zunimmt. Im Dezember

1999 demonstrierten in Seattle 50’000

Menschen, in Genua im Juli 2001

200 000 Menschen und in Evian/Genf

am 1. Juni 2003 80 000 bis 100 000

Menschen, um auf die Schattenseiten

der Globalisierung aufmerksam zu ma-

chen.

Ein konkretes Beispiel: Argentinien

Am Beispiel Argentinien wird sichtbar,

welche Konsequenzen eine radikale Glo-

balisierung nach sich zieht: über 30%

Arbeitslose, Ausfall der Rentenzahlun-

gen, Zusammenbruch des öffentlichen

Gesundheitswesens, Generalstreik, ver-

zweifelte Menschen, wilde Plünderun-

gen. Einst siebtreichstes Land der Welt,

zeigt Argentinien das Resultat einer

marktradikalen Wirtschafts- und

Währungspolitik im Dienste der Privile-

gierten. Ein Bündnis aus Technokraten

des IWF und machtversessenen argenti-

nischen Politikern hatte dem Land eine

Schocktherapie verpasst durch Anbin-

dung des Pesos an den Dollar im Ver-

hältnis 1:1, Senkung der Importzölle und

Privatisierung des gesamten Staatsbesit-

zes. Telefonunternehmen, Ölgesell-

schaften, Banken, das Fernstrassennetz

gingen zu Schleuderpreisen an private

Monopolisten über und liegen nun gros-

steils in ausländischer Hand.

Um das Festkursregime trotz des

Rückgangs der Exporteinnahmen und

der Kapitalflucht zu halten, nahm die Re-

gierung gigantische Schulden in Hart-

währungen auf. Da die Zinslast einen

wachsenden Anteil der schrumpfenden

Einnahmen frisst, strich die Regierung,

stets unter Anleitung des IWF, die

Staatsausgaben radikal zusammen, in

erster Linie auf Kosten des Bildungs-, So-

zial- und Gesundheitssystems. So geht

Argentinien daran zu Grunde, dass es

einseitig zu Gunsten der Mächtigen in

den Weltmarkt integriert wurde.

Doch im Nachrichtenstrom aus der

globalisierten Ökonomie ist das kaum

mehr als eine Episode. Allein seit 1995

haben Finanzmarktkrisen in minde-

stens zehn Staaten mehrere 100 Millio-

nen Menschen in Arbeitslosigkeit und

Armut gestürzt (Korea, Thailand, Mexi-

ko, Indonesien …).

Auf und Ab der Weltwirtschaftsordnung

Als Konsequenz aus der dramatischen

Weltwirtschaftskrise der 30-er Jahre ent-

stand 1944 das Bretton-Woods- S y s t e m .

Der Hauptpunkt dieses Systems lag in der

kontrollierten Verschiebung der weltwei-

ten Kapitalströme. Als Hilfe dazu wurde

der Internationale Währungsfonds ge-

gründet. Diese Kontrolle bedeutete weni-

ger Freiheit für die Kapitalbesitzer, dafür

ermöglichte die stabile Finanzordnung

einen Aufschwung sondergleichen in

den folgenden 25 Jahren. Doch die gerade

zur Supermacht aufsteigende US-Regie-

rung war nicht bereit, sich verbindlich in

das System einzufügen. Mit der Eskalati-

on des Vietnamkrieges flutete die USA die

Welt mit billigen Dollars, während die bri-

tische Regierung liquides Kapital für spe-

kulative Zwecke mobilisierte, was 1973

zum Zusammenbruch des Bretton-

Woods-System führte. Dies machte den

Weg frei für den explosiven Aufstieg eines

Wirtschaftszweiges, der wie kein anderer

das Schicksal der Menschheit beeinflusst:
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die globale Finanzindustrie. Befreit von

Kontrollen entwickelten Banken, trans-

nationale Konzerne und Versicherungen

den Devisen- und Wertpapierhandel zum

umsatzstärksten Gewerbe der Welt.

In der Folge warfen die demokratisch

nicht mehr kontrollierten und nur an na-

tionalen Interessen orientierten Ent-

scheide von Finanztechnokraten der

USA, Japans und der EU die Entwick-

lung der Weltwirtschaft und die

Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und

Armut zunehmend zurück. Ausgerech-

net der IWF, dessen Aufgabe die Ver-

meidung von Wirtschaftskrisen war,

wurde das zentrale Instrument zur Her-

beiführung und Verschärfung ökonomi-

scher Katastrophen. 

Man kann das Vorgehen des IWF, für

wirtschaftlich schwächere Länder das Kri-

senmanagement zu übernehmen, nur als

«Wahnsinn mit Methode» bezeichnen.

Um dringend benötigte Kredite zu erhal-

ten, werden diese Länder verpflichtet, die

Staatsausgaben radikal zu kürzen, den

Kapitalmarkt zu liberalisieren, Staatsun-

ternehmen zu privatisieren und die Märk-

te für ausländische Waren zu öffnen. Da-

durch werden die regionalen Industrien

schutzlos der weit überlegenen nordame-

rikanischen und europäischen Konkur-

renz ausgeliefert und zerstört. 

Brandstifter statt Feuerwehrleute

In den vergangenen zwanzig Jahren ver-

gaben IWF und Weltbank gegen 1000

solcherart konditionierte Kredite, mit ka-

tastrophalen Folgen für die davon betrof-

fenen nationalen Strukturen, doch das

grösste dadurch bewirkte Desaster be-

gann 1997, als die enorme und gezielte

Verschiebung von Kapitalströmen Thai-

lands Währung kippte und damit die Asi-

enkrise auslöste. Die ganze wirtschaftli-

che Konstellation der fernöstlichen Regi-

on begann zu wanken. Eine Regierung

nach der andern musste den IWF zu Hil-

fe rufen, doch statt der erhofften Feuer-

wehr kamen neue Brandstifter. Sieben

Monate später lagen die zuvor aufstre-

benden Wirtschaften von Thailand, In-

donesien, Südkorea und den Philippinen

am Boden. Drei Jahrzehnte einer prospe-

rierenden Entwicklung wurden aus-

gelöscht, Elend, Hunger und Arbeitslo-

sigkeit enorm vergrössert. Zerstört wur-

den die Volkswirtschaften vor allem

durch die absolut verfehlten Bedingun-

gen der IWF-Experten, welche nicht eine

Rettung der nationalen Wirtschaften ver-

folgten, sondern eine Sicherstellung der

kurz vorher verliehenen Auslandkredite. 

Drei Ansätze der Globalisierungs-Kritik

Die Forderung nach einer Demokratisie-

rung der Machtverhältnisse innerhalb

der weltweit wichtigsten Finanzinstitu-

tionen IWF und Weltbank.

In den beiden Exekutivdirektorien hat

die USA aufgrund ihrer Anteile ein Ve-

torecht bei allen strukturellen Verände-

rungen. Auch die EU-Staaten verfügen

gemeinsam über eine Sperrminorität.

Müssten die USA, die EU-Staaten und

Japan sich an eine völkerrechtlich ver-

bindliche Vereinbarung halten, wäre es

vorbei mit ihrer angemassten Freiheit,

ihre Geldpolitik hinter verschlossenen

Türen nach Gutdünken und rücksichts-

los zu beschliessen. Dies ist auch das er-

klärte Ziel der Reformer im Zeichen der

«Globalisierung von unten».

Die Einführung der Tobin-Steuer

Diese Steuer, nach ihrem Erfinder, dem

US-Ökonomen James Tobin benannt,

wäre eine Umsatzsteuer auf Devisen-

Massendemo beim G8-Gipfel in Evian am 1. Juni 2003.
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transaktionen. To-

bin empfahl schon

in den 70-e r J a h-

ren, «etwas Sand

ins Getriebe unse-

rer übermässig effi-

zienten internatio-

nalen Geldmärkte

zu streuen» und

auf alle Devisen-

transaktionen ei-

nen Steuersatz von

einem Prozent zu

erheben. Dadurch

würde sich das Ge-

schäft mit den Zins-

differenzen zwi-

schen den verschie-

denen Märkten und

Ländern nur n o c h

in Ausnahmefällen

lohnen, sich also

beruhigen. Gleich-

zeitig würde die 

internationale Staa-

t e n g e m e i n s c h a f t

eine wertvolle Quel-

le gewinnen zur

dringenden Finan-

zierung entwick-

l u n g s p o l i t i s c h e r

Massnahmen. 

Ein Kernp r o-

blem der falsch ge-

steuerten Globali-

sierung ist die

m a s slose Unge-

rechtigkeit bei der

Verteilung der

Steuerlast. Auf den

globalen Finanz-

märkten herrschen

steuer- und auf-

s i c h t s r e c h t l i c he r

A n a r c h i s m u s. Die

Tobinsteuer könn-

te hier als Gegen-

steuer wirken: die

Trockenlegung

von Steueroasen und ein globales Rah-

mengesetz für eine Mindestbesteue-

rung.

Steuerhinterziehen erwünscht

Das System so genannter Offshore-Fi-

nanzzentren oder Steueroasen dient

Vermögenden und Unternehmen zur

Steuerflucht. Eine IWF-Fachgruppe

zählte im Jahre 2001 nicht weniger als

64 solcher Plätze, wo pro forma Kapital

so gebucht werden kann, dass die Behör-

den in den Heimatstaaten der Eigentü-

mer niemals von den Erträgen erfahren.

Genannt werden nebst der Schweiz und

Liechtenstein unter anderen auch die

Bahamas, Singapur, Hongkong und die

britischen Kanalinseln.

Seit dem 11. September 2001 änderte

die US-Regierung ihre schützende Hal-

tung gegenüber diesen Offshore-Zen-

tren. Deutschland zog mit und prangerte

«Terrorismus, Geldwäscherei und Steu-

erhinterziehung als nicht hinnehmbar»

an. Diese veränderte Haltung politisch

bedeutsamer Länder erhöht die Möglich-

keit, dass dieser Ansatz durch gleichzeiti-

gen Druck von unten mit der Zeit mehr-

heitsfähig und umsetzbar wird.

WTO-Regime: Das Faustrecht herrscht

Der aus der Nachkriegszeit stammende

Welthandelsvertrag GATT garantierte

den Entwicklungsländern das Privileg,

ihre heimischen Produzenten durch

Zölle gegen die Konkurrenz aus den

überlegenen Industriestaaten zu schüt-

zen. 1995 wurde der GATT-Vertrag ab-

gelöst durch neue Welthandelsabkom-

men, was als ein Urknall der weltweiten

Liberalisierung gelten kann, denn

gleichzeitig mit der Liberalisierung der

Finanzmärkte drängten deren Lobbyi-

sten in Europa und Nordamerika auch

auf die Ausdehnung der transnationalen

Konzerne in die Staaten des Südens. Die

OECD-Staaten verwandelten neben dem

IWF und der Weltbank auch die Welt-

handelsorganisation WTO zu zentralen

Machtinstrumenten, um diese Politik

durchzusetzen.

Seither unterliegt die Aushandlung

von Handelsverträgen kaum mehr öf-

fentlicher Kontrolle. Die eingangs zitier-

te Definition von Globalisierung des

Welthandels und der Finanzmärkte wird

knallhart umgesetzt. Das Recht des Stär-

keren wird zementiert, die absichtlich

ungleiche Verteilung der Vor- und Nach-

teile des Freihandelsregimes führt zu

skandalösen Zuständen von weltweiter

Ausbeutung und Unterdrückung.

Guter Service public wird durch

ineffiziente Privatwirtschaft ersetzt

Trotz des offenkundigen Versagens der

bisherigen Mechanismen drängen Eu-

ropas und Nordamerikas Handelspoliti-

ker nun darauf, die Liberalisierung nach

WTO-Muster auf die vielerorts bislang

noch staatlich organisierten Versor-

gungsdienstleistungen auszuweiten. So

laufen seit 2000 im Rahmen des Welt-

handelsabkommens für Dienstleistun-

gen (GATS) Verhandlungen zur welt-

weiten Erschliessung der Wasserversor-

gung, der Gesundheitssysteme, der aka-

demischen Ausbildung und zahlreicher

weiterer Dienstleistungsbereiche für in-

ternational tätige Unternehmen.

Erklärtes Ziel der US-Politik und der

WTO ist, weltweit die staatlichen Versor-

gungsmonopole zu brechen und das Mo-

dell des weitgehend privaten und nach-

weislich ineffizienten amerikanischen

Gesundheits- und Bildungssystems über

den ganzen Globus auszudehnen.

Die Mechanik der Ungleichheit

Es wird immer offensichtlicher, dass der

marktradikale Umbau der Weltwirt-

schaft auch in den Wohlstandsländern

zu einer Mechanik der Ungleichheit

führt, die zusehends die Gesellschaften
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auseinander reisst. In den USA z. B. ver-

dienten vor 50 Jahren die Topmanager

von Industrieunternehmen etwa 40-mal

so viel wie einer ihrer Arbeiter, heute be-

trägt der Faktor 531. Während der Anteil

der Löhne und Gehälter am Volksein-

kommen sinkt, nimmt der Anteil der Ge-

winn- und Vermögenseinkommen zu.

So verkehrt sich der globalisierte Fort-

schritt für die Mehrheit der Bevölkerung

auch des reichen Nordens ins Gegenteil.

Nach derzeitigem Muster bringt die Glo-

balisierung nicht mehr als eine Umver-

teilung von unten nach oben. So zahlten

Lohnempfänger EU-weit im Jahre 1995

durchschnittlich 13 Prozent mehr Steu-

ern als 10 Jahre zuvor, Kapitalgesell-

schaften dagegen knapp 40 Prozent we-

niger.

Zentrale Aufgabe demokratischer Po-

litiker wäre es deshalb, die Steuer- und

Wirtschaftspolitik so zu gestalten, dass

sie der wachsenden Ungleichheit und

Unsicherheit entgegenwirkt. Schon ein-

mal scheiterte die globale wirtschaftliche

Integration an der Unfähigkeit der Poli-

tik, sich aus ihren nationalen Fesseln zu

befreien und zu fairen internationalen

Lösungen zu kommen. Die Folge des

Zusammenbruchs des damaligen Han-

dels- und Währungssystems war der

zweite Weltkrieg, der vierzig Millionen

Menschenleben und gigantische Milli-

ardenwerte vernichtete.

Immer mehr Menschen verlieren den

neoliberalen Glauben an den Markt. Das

zeigt die wachsende Zahl prominenter

dissidenter Ökonomen wie auch jener

Bürger, die je länger desto aktiver wer-

den im Widerstand gegen die Folgen der

kurzsichtigen Gestaltung der Globalisie-

rung. 1999 mussten in Seattle auf

Grund der Demonstrationen die WTO-

Verhandlungen ohne Ergebnis abgebro-

chen werden. Darin zeigte sich der erste

grosse Erfolg einer entstehenden globa-

len Protestbewegung, die auch im Sep-

tember 2003 im mexikanischen Cancun

Massen mobilisierte.

Eine neue soziale Bewegung – Attac

1998 entstand in Frankreich eine neue

soziale Bewegung: Attac = Association

pour la Taxe Tobin pour l’aide aux Citoy-

ens = Aktion für eine Tobin-Steuer zum

Nutzen der Bürger. Attac versteht sich

auch als eine grosse ökonomische Al-

phabetisierungskampagne, welche den

Bürgern die ökonomischen und politi-

schen Zusammenhänge aufzeigt und

Politiker dazu bringt, aufzuwachen und

auf die Einführung der Tobin-Steuer

hinzuarbeiten. Es ist ein Wettlauf gegen

die Zeit: Erreicht Attac dieses Ziel euro-

paweit, ja weltweit oder treibt die Fru-

stration der Bürger über die Resultate

der Globalisierung sie in die Arme natio-

nalistischer Politiker? 

Der Kern der Attac-Kampagne sind

folgende Grundforderungen:
■ Schliessung der Steueroasen;
■ keine Privatisierung der sozialen Si-

cherungssysteme;
■ Einführung der Tobin-Steuer;
■ demokratische Umgestaltung interna-

tionaler Finanzinstitutionen;
■ Schuldenstreichung für die Entwick-

lungsländer;
■ umfassende Reform des ungerechten

Welthandelssystems.

Das Attac-Netzwerk v e rbreitet sich ra-

sant i nEuropa und darüber hinaus. 1999

wurde Attac-Schweiz gegründet. Ende

2001 gab es schon in 41 Ländern der Welt

Attac-Gruppen. Die erste internationale

Attac-Aktion, «Das andere Davos», fand

im Januar 1999 statt. Die Attac-Komitees

haben die Aufgabe, lokale und nationale

Themen sinnvoll und folgenreich zu ver-

binden und den Zusammenhang herzu-

stellen zwischen Massenentlassungen,

Sozialabbau und neoliberaler Weltord-

nung. In der Schweiz regt sich der Wi-

derstand gegen den Ausverkauf des Ser-

vice Public, z.B. die Schliessung von

P o s tämtern. Im vergangenen Jahr for-

mierten sich in mehreren Regionen des

Landes Proteste von BürgerInnen und

G e w e r k s c h a f t s m i t-

gliedern, die ihre

Ablehnung des

«Plan Gygi» durch

Aktionen vor zahl-

reichen Poststellen

ausdrückten. Sol-

che Mobilisierun-

gen sind notwen-

dig, um ein ent-

sprechendes Kräf-

teverhältnis zu ent-

wickeln, sonst ist

der geplante Aus-

verkauf des Service

Public nicht zu 

verhindern. Wir

müssen auf die-

se Widerstandsbe-

wegungen auf-

merksam machen

und zeigen, dass

sich Widerstand

lohnt, ja, dass es

keine Alternative

zu ihm gibt, wenn

es noch eine men-

schenwürdige Zu-

kunft für uns, für

die nachkommen-

den Generationen,

für die Erde und für

alle unsere Mitlebe-

wesen geben soll. ■

Literaturhinweise
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Kaffee ist ein bedeutendes Rohstoff-

produkt. Vor dem Preiszerfall im Jahre

2000 war der Kaffee hinter dem Erdöl

der zweitwichtigste Rohstoff auf dem

Weltmarkt. Es gibt fünf Kaffee-Giganten.

Kraft Foods, Procter&Gamble, Nestlé,

Sarah Lee und Tchibo wickeln fast die

Hälfte des weltweiten Kaffeemarktes ab.

Einige dieser Weltkonzerne haben ihre

Einkaufszentralen in Zug und anderen

Städten der Schweiz.

Natalie Chiodi, Oberwil

Bilder BULLETIN

Nach dem Rohstoff Erdöl kommt der

Handel mit Kaffee weltweit wertmässig

an zweiter Stelle. Das allein wäre kein

Grund für einen Artikel, wenn die kaf-

feeproduzierenden Länder nicht seit

Jahren in einer massiven Krise steckten.

Denn Kaffee ist so billig wie nie in den

letzten hundert Jahren.

In Zug sind zwei Arten von Kaffeefir-

men ansässig, nämlich Rohkaffeehan-

delsfirmen sowie Rohkaffeeeinkaufs-

zentralen grosser Konzerne, wie zum

Beispiel Kraft Foods und Sarah Lee. Zu-

sammen haben sie ein Einkaufsvolu-

men von gegen 50Prozentdes Weltkon-

sums, welcher ausserhalb der Kaffee-Er-

zeugerländer getrunken wird. Durch die

Tatsache, dass weitere grosse Kaffee-

Handelsfirmen in der Schweiz ansässig

sind, werden gegen 70Prozentdes Welt-

konsums entweder für die Konzerne von

der Schweiz aus eingekauft oder gehan-

delt oder über Büros/Niederlassungen

in der Schweiz abgewickelt.

D i e Produzentenländer e x p o r t i e r t e n

in den frühen 90-er Jahren jährlich n o c h

für 10 bis 12 Milliarden US-Dollar K a f f e e ,

der dann für 30 Milliarden US-Dollar b e i

den Endkunden abgesetzt wurde. Heute

betragen die Produzenten-Einkünfte

gemäss der ICO (siehe Kasten) noch 5,5

Milliarden US-Dollar, gegenüber End-

verkäufen von 70 Milliarden US-Dollar. 

Der Anteil, d en Kaffeebauern für ihre

unverarbeiteten grünen Bohnen erhal-

ten, ist gemessen am Endpreis drama-

tisch gefallen: von6 4P r o z e n tdes US-De-

tailhandelspreises im Jahre 1984 auf 18

P r o z e n t im Jahre 2001. Oder anders ge-

fragt: Wieso ist eine Tasse Kaffee in den

Restaurants immer teurer geworden,

während die produzierenden Bauern für

ihre Bohnen immer weniger erhalten?

Der Weltmarktpreis für Kaffee war im-

mer wieder grösseren Schwankungen

unterworfen, die in der Regel durch Na-

turereignisse wie Dürre oder Frost aus-

gelöst wurden. Die aktuelle und dramati-

sche Tiefpreiszeit jedoch ist auf das Un-

gleichgewicht zwischen Angebot und

Nachfrage zurückzuführen, welches v o r

a l l e m durch Produktionserhöhungen in

Vietnam und Brasilien ausgelöst wurde.

Wobei gesagt werden muss, dass gerade

am Beispiel Vietnam die Weltbank Kre-

dite gewährt hat, welche dann ohne Auf-

lagen eingesetzt wurden und eine massi-

ve Überproduktion auslösten.

Auswirkungen auf Produzenten

Man schätzt, dass weltweit 25 Millionen

Familien vom Kaffeeanbau leben. In den

meisten Fällen ist es nicht möglich, auf ei-

nen anderen Erwerbszweig zu wechseln.

Die Konsequenzen für die Produzenten

variieren, wie folgende Beispiele zeigen:

Wo Produktionskosten gering und die

technologische Entwicklung gut sind,

die Wechselkurse einen Export begün-

stigen und Kaffee nicht die einzige Geld-

quelle ist, haben die Kaffeebauernmehr-

heitlich weiterhin ein Auskommen,

wenn auch ein geringeres. Dies ist in

grossen Teilen Brasiliens der Fall. 

In jenen Ländern, in denen der Kaffee

hingegen die einzige Einnahmequelle

darstellt, ist bedeutend weniger Geld für

die täglichen Bedürfnisse vorhanden.

Das kann man in vielen afrikanischen

und asiatischen Ländern beobachten.

Am schlimmsten trifft es jedoch jene

Bauern, die sich durch ihre Farm ver-

schuldet haben. Um die Schulden zu til-
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Was hat Kaffee mit Öl zu tun?

Kaffee ist ein lukratives Geschäft. Ein grosser Teil des Handels läuft über die Schweiz – auch über Zug.
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gen oder ein anderes Auskommen zu

finden, müssen sie den Betrieb verkau-

fen. Allgemein lässt sich sagen, dass die

desolate Situation die Leute veranlasst,

in die Städte oder industralisierten Län-

der zu emigrieren und Kriminalität, Pro-

stitution oder gar Terrorismus gefördert

werden. Immer wieder wird berichtet,

dass Kaffeebauern aus Mexiko beim Ver-

such, in die USA zu fliehen, umgekom-

men sind. Interessant ist in diesem Zu-

sammenhang die Tatsache, dass die

USA, obschon weltgrösster Kaffeekon-

sument, nicht Mitglied des ICO ist.

Die ICO bemüht sich, die Preise zu

stützen, indem sie folgende Ziele ver-

folgt: Durch eine Erhöhung der Qualität

wird eine Reduktion des Angebots ange-

strebt, und auf der anderen Seite soll die

Nachfrage mit verstärkter Werbung an-

gekurbelt werden. Gleichzeitig wird

auch eine nachhaltige Entwicklungspo-

litik angestrebt. Doch wer finanziert das?

Ausgleichender Kaffeefonds

Auf der Suche nach der Finanzierung

besticht die Idee von Walter Zwald, dem

Ehrenpräsidenten der Schweizerischen

Kaffeehändler-Vereinigung. Er schlägt

vor, dass weltweit alle Kaffeeröster pro

50 kg verarbeiteten Kaffee 1$ zusätzlich

zahlen. Das bedeutet, dass jeder Kaf-

feeröster oder Industrielle im Verhältnis

zu seinem Handelsvolumen beteiligt ist.

Auf diese Art und Weise kämen jedes

Jahr um die 84 MillionenUS-Dollar zu-

sammen. Dieser Betrag würde in einen

Fonds eingezahlt, der zu 50 Prozent in

die produzierenden Länder fliessen und

zur anderen Hälfte in den konsumieren-

den Ländern ausgeschüttet würde.

Zwald schlägt gleich selber vor, was

sich in den produzierenden Ländern mit

dem Geld alles anpacken liesse: Verbes-

serung der Lebensbedingungen der Kaf-

feebauern, Unterstützung und Weiter-

bildung in nachhaltiger Landwirtschaft,

Schimmelprävention, Bekämpfung der

Kinderarbeit, Lobbyarbeit für Produkti-

onsstrategien. Dagegen gälte es auf der

konsumierenden Seite vor allem neue

Absatzmärkte zu erschliessen. Durch

diese Zusatzverkäufe würde den bezah-

lenden Firmen ihre Investitionen um

ein Mehrfaches zurückgegeben.

Zug profitiert …   einmal mehr

Stadt und Kanton Zug profitieren von

den Steuereinnahmen der in Zug ansäs-

sigen Rohkaffee-Einkaufszentralen. Je

besser es denen geht, desto mehr profi-

tieren die Staatsfinanzen. Hier besteht

eine Parallele zum anderen «schwarzen

Gold». Während die Erdölkatastrophe

(Untergang der «Prestige» und das aus-

laufende Öl vor der galizischen Küste)

den Kanton Zug zu Beginn dieses Jahres

durchgeschüttelt hat, ist die latente Kaf-

feekrise an uns bisher vorbeigegangen.

Während die betroffene Ölhandelsfir-

ma damals alle Schuld für den Unter-

gang der «Prestige» weit von sich wies,

forderten die Alternativen von der Regie-

rung ein Zeichen der Solidarität mit der

galizischen Bevölkerung. Da auch die

Kaffeehandelsfirmen nicht von sich aus

aktiv werden und sowieso alle Verant-

wortung von sich weisen würden, müss-

te der Anstoss zur Verhinderung einer

noch grösseren Kaffeekrise -–mittels des

oben vorgeschlagenen Kaffeefonds zum

Beispiel – von offizieller Seite kommen.

Dies als Zeichen, dass es dem Kanton

Zug nicht egal ist, wie die hier niederge-

lassenen Firmen Gewinne machen.

Das würde dem Image von Zug be-

stimmt gut tun. Und vor allem könnte

der Kanton Zug einmal schneller sein

und auf Bundesebene die Führung in

der Lancierung dieses Fonds überneh-

men. Denn auch der Bund und weitere

Kantone (Nestlé in Vevey) profitieren

von den Steuereinnahmen hier ansässi-

ger Kaffeefirmen. Deshalb der Vor-

schlag, dass die Schweiz (es könnte das

Seco oder Aussenministerium sein) im

eigenen Interesse schnell und entschlos-

sen handelt bezüglich der Kaffeekrise.

Wäre es für die Schweiz und den Kan-

ton Zug nicht fatal, nach all den Skanda-

len mit weltweitem Negativ-Echo auch

noch wegen 25 Millionen Kaffeepflückern

in die Mangel genommen zu werden? ■

Kaffee ist billig wie noch nie in den letzten 100 Jahren.

International Coffee Organization

Die International Coffee Organization

ICO ist eine Vereinigung von ca. 65 kaf-

feeproduzierenden und -konsumieren-

den Ländern. Sie wurde 1962 wegen

der grossen ökonomischen Wichtigkeit

des Kaffees von der UNO ins Leben ge-

rufen. Unter ihrer Mitwirkung sollen

die Lebensbedingungen in den produ-

zierenden Ländern gefördert und ein

Austausch zwischen den Regierungen

der verschiedenen Mitgliederländer in

die Wege geleitet werden.

97Prozentaller produzierenden und

68Prozentaller konsumierenden Län-

der sind Mitglieder der ICO. 

Die Internationale Kaffeeorganisati-

on muss diplomatisch und zurückhal-

tend vorgehen, da die Konsumländer –

respektive die grossen Konzerne –ihr

Vorgehen aufmerksam überwachen.

Die ICO wies in den letzten Jahren in

zahlreichen Aufrufen an die Weltöf-

fentlichkeit (Malaboo, Quebec Deklara-

tion, UNO, G-8-Gipfel in Evian, Welt-

bank) auf die Kaffeekrise hin, trotzdem

hat sie bisher wenig erreicht.
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Viele Menschen im Irak leiden unter der

schlechten humanitären Lage. Am 26.

August lieferte das Schweizerische

Arbeiterhilfswerk dringend benötigte

Hilfsgüter ins Spital der Stadt Al Qaim.

Dort können jetzt die Ärzte ihren

Patienten wieder helfen. Dennoch

machen sich wenige Hoffnung auf

einen stabilen und sicheren Irak.

Text und Bild Stefan Gisler, SGA-

Präsident und Mitarbeiter des Schweize-

rischen Arbeiterhilfswerks SAH

Die Häuser sind beschädigt, die Strassen

voller Schlaglöcher. Unrat und Pla-

stiksäcke liegen überall. Alles ist von einer

Schicht Wüstensand bedeckt. Al Qaim ist

arm. 200 000 Menschen leben in und

um die Stadt. S i e Stadt liegt im fruchtba-

ren Flusstal des Euphrat, direkt an der sy-

risch-irakischen Grenze gelegen.

Die Irakis sind tief verunsichert

Trostlos wie die Stadt ist auch die Befind-

lichkeit seiner BewohnerInnen. Erleich-

terung, dass Saddam Hussein weg ist.

Doch die US-Amerikaner sind uner-

wünscht – längst diskreditiert durch zu

viele Fehler seit Beginn der Besatzung so-

wie durch ihre generelle Nahost-Politik

(Israel/Palästina!). Die Menschen sind

zutiefst verunsichert. Sie leiden seit Jah-

ren unter der schlechten Wasser-, Strom-

und Gesundheitsversorgung. Die Schu-

len sind in einem miserablen Zustand.

Der Krieg hat die Situation verschärft.

Immerhin: Ärzteschaft und Pflegeperso-

nal des Spitals in Al Qaim haben nie auf-

gehört zu arbeiten. Das Spital hat 100

Betten, zurzeit sind rund 250 Patienten

hospitalisiert. Täglich werden 500 bis

1000 Menschen zu ambulanten Behand-

lungen empfangen. 25 Ärztinnen und

Ärzte sowie weitere 75 Krankenschwe-

stern und Pfleger sind dieser Aufgabe

kaum gewachsen. Auffallend viele Kin-

der sind in Behandlung. Sie leiden am

meisten unter den schwierigen Bedin-

g u n g e n. Mangelernährung oder Durch-

fallerkrankungen sind die häufig s t e n

Diagnosen. Das SAH lieferte nun m e h r e

Tonnen Medikamente und medizini-

sche Geräte wie Operationstische, Blut-

druckmessgeräte, Stetoskope oder auch

ein Ultraschallgerät im Gesamtwert von

2 5 0 000 Franken. So wurde ein wichti-

ger Beitrag geleistet, dass im Spital wie-

der vernüftig gearbeitet werden kann. 

Niedergang durch Regime, Krieg und

UN-Embargo

Anfang der 80-er Jahre wies der Irak

noch einen hohen Lebensstandard auf.

Schul- und Gesundheitssystem waren

sehr gut. Die Diktatur Saddam Hus-

seins, der Irak-Iran-Krieg sowie das 1991

nach dem Golfkrieg auferlegte UN-Em-

bargo haben in grossen Teilen des Irak

zu einer desolaten wirtschaftlichen, hu-

manitären und sozialen Lage geführt.

Die Menschen verarmten, die Infra-

strukturen waren am Boden. Die USA

trugen zu diesem Niedergang bei. Sie

unterstützten Saddam Hussein im Krieg

gegen den Iran, zerstörten dann im 1.

Golfkrieg in beträchtlichem Ausmass

auch zivile Einrichtungen und standen

auch rigoros für das UN-Embargo ein.

«From bad to worse»

Die jetzige Invasion hat im Irak weniger

direkte Opfer als befürchtet gefordert. Auf

Al Qaim fielen ganze drei Bomben, eine

hat die Telefonzentrale zerstört. Doch die

indirekten Folgen sind gravierend. Sie hat

im Zentral- und Südirak die zivile Verwal-

tung zusammenbrechen lassen. Anders

als früher kommen aus Bagdad nun we-

der Befehle noch Nachschub mit Gütern.

Der neu bestimmte Stadtrat in Al Qaim

hat keine Autorität, es gibt zu wenig P o l i-

zei, der Zoll arbeitet erst seit Ende August

wieder. Geplündert wurden in Al Qaim

der Zoll, die Polizei, Post, Militäranlagen

sowie einzelne Häuser von Mitgliedern

der Baath-Partei. Die Stromu n t e r b r ü c h e

sind häufiger geworden, da Plünderer

immer wieder Hochspannungsleitun-

gen niederreissen, um das darin enthal-

tene Kupfer zu verkaufen. Die Phosphat-

und die Zementfabrik sind seit April ge-

schlossen. Dort mangelt es an Strom so-

wie an administrativer Führung – Ta u-

sende wurden arbeitslos. Die meisten

Menschen leben von Landwirtschaft

oder Schmuggel. Letzterer hat sich seit

dem UN-Embargo stark entwickelt; es

profitiert eine kriminelle Minderheit.

Irakis antworteten mir, auf die allge-

meine Lage angesprochen meist mit: «It

went from bad to worse.»

Allein gelassen

Nur wenig Hilfe erreicht die Stadt. In Al

Qaim ist das SAH – zusammen mit dem

deutschen Arbeitersamariterbund – a l s

Es droht die Eskalation 
der Gewalt

Das SAH im Irak

Das Schweizerische Arbeiterhilfswerk

SAH leistet seit Kriegsbeginn humanitä-

re Hilfe im Irak. Im kurdischen Nordirak

werden in Sulaymaniyah 100 Familien

in einem Flüchtlingscamp sowie Ver-

triebene in abgelegenen Regionen mit-

tels mobilen Teams unterstützt. Geplant

ist zudem ein Projekt zur Friedensförde-

rung in der Provinz Kirkuk. In Al Qaim,

einer Provinzstadt an der syrisch-iraki-

schen Grenze, versorgte das SAH ein

Spital mit medizinischen Gütern.

Stefan Gisler begleitete als SAH-De-

legierter die Lieferung. Der Artikel be-

schreibt die spezifische Situation in Al

Qaim. Der Irak ist vielfältig, und so

herrschen in Bagdad oder im de facto-

unabhängigen kurdischen Nordirak

ganz andere Verhältnisse.
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einziges Hilfswerk überhaupt tätig. Die

vor Ort stationierten US-Truppen sind

zwar guten Willens, humanitäre und po-

litische Wiederaufbauarbeit zu leisten.

Doch sie haben kein Konzept für die

Nachkriegszeit, kaum Geld, wenig Exper-

tise und als Besatzer keine Glaubwürdig-

keit, um die grössten Probleme der Stadt

langfristig zu beheben. Dies ist wohl sym-

ptomatisch für die generelle US-Militär-

politik im Irak. Fokussiert auf eigene stra-

tegische, wirtschaftliche und auch i n n e n-

politische Kriegsgründe hatte die Bush-

Administration keine Vorstellung davon,

was sie mit einer Besetzung alles auslöst

und welche Aufgaben anstehen.

Sicherheitsprobleme

Sicherheit ist ein grosses Problem. Die

US-Truppen haben 20 Kilometer aus-

serhalb der Stadt ein Camp in der Wüste

bezogen. Tagsüber errichten sie einen

Checkpoint in Al Qaim. Nachts herrscht

eine Ausgangssperre. Die neue Polizei

ist schwach. So entstand ein rechtsfreier

Raum. Die «normale» Kriminalität hat

sich erhöht und ist gewalttätiger. In Al

Qaim sind wie überall im Irak viele Waf-

fen im Umlauf. So kommt es alle zwei,

drei Tage zu Zwischenfällen: Oft Unfäl-

le oder Schiessereien im Zusammen-

hang mit dem florierenden Waffen-

schmuggel, oder es sind Familienstrei-

tigkeiten und kriminelle Überfälle.

Attacken auf «Kollaborateure»

In Al Qaim wird Irakis, die mit den US-

Amerikanern zusammenarbeiten – Bau-

unternehmer, Beamte, Dolmetscher –

mit grossem Misstrauen begegnet. Die

Terroranschläge im gesamten Irak – jor-

danische Botschaft, UN-Hauptquartier,

in Najaf auf den gemässigten Schiiten-

führer Bakr al-Hakim, jetzt eine Regie-

r u n g s r ä t i n – deuten darauf hin, dass vor

allem «Kollaborateure» getroffen werden

s o l l e n . D i es e Anschläge machen den

Menschen Angst. Denn alle Angegriffe-

nen haben in irgendeiner Form mit den

US-Amerikanern zu tun gehabt. E i n e

m ö g l i c h e Absicht der Anschläge ist es,

den USA aufzuzeigen, dass sie nicht in der

Lage sind, Sicherheit zu gewährleisten –

weder f ü r sich, noch für humanitäre O r-

g a n i s a t i o n e n, noch für die irakische Be-

völkerung. Von der eskalierenden Gewalt

profitieren Fundamentalisten und Mit-

glieder des alten Regimes.

So halten sich die Leute in Al Qaim be-

deckt, zeigen wenig Eigeninitiative. Vie-

le wünschen sich ein stärkeres Engage-

ment der UNO. Hoffnung auf eine si-

chere Zukunft machen sich wenige.

Konkrete Pläne für eine Neuordnung

des Landes sind – falls vorhanden – sehr

unterschiedlich.

Humanitäre Hilfe erschwert

Informationen zur Sicherheitslage sind

unzuverlässig. Zu allen Vorfällen kursie-

ren verschiedenste Gerüchte, wer dahin-

ter steckt ist kaum auszumachen. Als

Mitarbeiter eines Hilfswerks, aber auch

für Irakis ist es sehr schwierig, potenziel-

le Risiken richtig einzuschätzen.

So ist es schwieriger geworden, hu m a-

nitäre Hilfe im Irak zu leisten, als vor dem

Krieg. Damals konnten sich i n t e r n a t i o n a-

le Helfer im Irak freier bewegen. Auf einer

zeitlich begrenzten Mission – wie meine

in Al Qaim – ist das Sicherheitsrisiko ge-

ringer. Eine ständige Präsenz ist gefährli-

cher, Attentate werden planbar. Die UNO

hat ihr Engagement stark eingeschränkt,

und selbst das IKRK zog die Hälfte seiner

Mitarbeiter ab. Es ist ein Dilemma: Je

stärker sich die Interventionstruppen

selbst schützen, desto eher werden zivile

oder humanitäre Organisationen als «wei-

che Ziele» bewusst attackiert. Zivile nun

militärisch verstärkt zu schützen, würde

sie aber zu sehr als Einheit mit den Besat-

zern erscheinen lassen, was die huma-

nitäre Arbeit noch mehr korrumpiert. ■

Dr. Hamdi, Spitaldirektor und Kinderarzt, auf Visite im Spital Al Qaim, in welchem er

seit 18 Jahren arbeitet: «Mangelernährung und Durchfallerkrankungen sind in 

Al Qaim sehr verbreitet – vor allem bei Kindern.»

Gewalt gegen Fr a u e n

Im Bericht von Human Rights Watch,

«Climate of Fear: Sexual Violence and

Abduction of Women und Girls in Bag-

hdad», wird aufgezeigt, dass das Versa-

gen der irakischen Behörden und US-

Besatzungstruppen für öffentliche Si-

cherheit zu sorgen, zur weitverbreiteten

Angst vor Entführung und Vergewalti-

gung führt. Kommt es zu Übergriffen,

werden die Täter kaum zu Rechen-

schaft gezogen. Diese Unsicherheit und

Angst lässt viele Frauen und Kinder zu

Hause bleiben und verunmöglicht ih-

nen Arbeit, Schulbildung und die Teil-

nahme am öffentlichen Leben. Dies hat

kurz- und langfristige Auswirkungen

auf die Teilnahme der Frauen am öf-

fentlichen Leben. w w w . h r w . o r g



Liefert die Evolutionsgeschichte des

Gehirns eine naturwissenschaftliche

Erklärung für das menschliche

Verhalten?  Wenn ja, welche Schlüsse

lassen sich daraus ziehen?

Michel Mortier, Zug

Der Versuch, die menschlichen Verhal-

tensweisen zu systematisieren, ist wahr-

scheinlich so alt wie die Menschheit

selbst. So lehrt seit über 4000 Jahren das

chinesische Konzept von Ying, Yang und

Chi, die indische Heilkunde Ayurveda

und die aus Mesopotamien stammende

medizinische Astrologie, dass drei Ur-

kräfte auf den Menschen einwirken und

sein Wesen sowie seine Gesundheit be-

stimmen.

Um 400 v.Chr. entstand auch in Euro-

pa eine Typenlehre, die auf den soge-

nannten vier Temperamenten basierte.

Auch diese Lehre führte zu Heilverfah-

ren, die bis ins späte Mittelalter ange-

wandt wurden. Als Ende des 19. Jahr-

hundert Sigmund Freud, der Begründer

der modernen Psychologie, das Konzept

von Im, Ego und Superego entwickelte,

erhielt das uralte Wissen eine neue Be-

deutung, die von seinem ebenso genia-

len Schüler, den Schweizer Psychologen

Carl Gustav Jung, mit den drei Bedürf-

nissen des Menschen nach Macht, nach

Zugehörigkeit und nach Leistung er-

gänzt wurde. In den vierziger Jahren des

vorigen Jahrhunderts entdeckte ein an-

derer Schweizer Psychologe, Max Lü-

scher, dass bestimmte Farben wieder-

holt die gleichen Emotionen hervorru-

fen. Er entwickelte den nach ihm be-

nannten Farbtest, der seine Gültigkeit in-

zwischen weltweit bewiesen und zur Dis-

ziplin der Farbpsychologie geführt hat. 

Das dreiteilige Hirn 

1990 veröffentlichte Paul D. MacLean,

damals Leiter des US-Labors für Gehirn-

forschung am National Institute for Men-

tal Health, die Ergebnisse seiner verglei-

chenden Gehirnforschung. Mit diesem

Bericht, das Resultat einer vierzigjähri-

gen Forschung, zeigte MacLean, dass un-

ser Gehirn aus drei übereinander ge-

stülpten, unabhängigen, aber verknüpf-

ten Regionen besteht, die im Laufe von

dreihundert Millionen Jahren nachein-

ander entstanden (siehe Diagramm). Ih-

re Eigenschaften sind im Folgenden zu-

sammengefasst und zeigen eine erstaun-

liche Übereinstimmung mit den dreitei-

ligen psychologischen Systemen.

Bauch – Das Paleopallium

Der älteste Teil unseres Gehirns, von

MacLean auch R-System genannt, ent-

stand vor etwa 300 Millionen Jahren. Er

entwickelte sich erstmals bei den Repti-

lien und Amphibien und ist vor allem für

unsere Instinkte («Bauchgefühl»), den

Überlebenswillen und die physischen

Abläufe zuständig. Da er die Quelle un-

serer Lebensenergie ist, entspricht ihm

farbpsychologisch die Farbe Rot. Bereits

im Altertum erkannte die östliche Medi-

zin das bioenergetische Prinzip dieser

Struktur. Das Ayurveda nennt es Pitta

und misst seinen Gesundheitszustand

mittels des sogenannten Darmpulses.

Für seine Behandlung setzt sie

Ernährungstherapien, Kräutermedika-

mente und Diätrichtlinien ein. Auch die

westliche Forschung hat den Zusam-

menhang zwischen Darm und Gehirn

entdeckt, wie die Biologin Hania Luczak

in einem GEO-Artikel detailliert be-

schreibt. 

Herz – Das Limbische System

Hundert Millionen Jahre später ent-

wickelte sich die Region, die vorwiegend

für unsere Gefühle zuständig ist. Sie

führte zu den frühen Säugetieren, da sie

erstmals die mütterliche Fürsorge er-

möglichte, ohne die schwachen Jungen

und der vergleichsweise kleine Wurf

nicht überlebt hätten. Mit den Gefühlen,

farbpsychologisch mit Blau gekenn-

zeichnet, entstand auch das Erinne-

rungsvermögen und das Lernverhalten

sowie die Schutzfunktionen des Im-

Evolution
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munsystems, die organischen Repara-

turvorgänge und die Hormonsysteme.

Daher kann eine Blockierung oder Un-

terdrückung der Energie dieser Region

durch physische, emotionale oder verba-

le Gewaltanwendung zu psychosomati-

schen Krankheiten führen. Um diesem

Bereich Linderung und Heilung zu ver-

schaffen, wendet die östliche Medizin

Massage, Chi Gong und Akupunktur an.

Die Ayurveda nennt das entsprechende

Prinzip Kaffa und misst dessen Gesund-

heitszustand durch den sogenannten

Herzpuls. Die westliche psychosomati-

sche Medizin hat in jüngster Zeit festge-

stellt, dass zwischen dem limbischen Sy-

stem und dem Herzen effektiv eine enge

Zusammenarbeit besteht, denn der

Pulsschlag des Herzens verändert sich

als Reaktion auf die Signale des limbi-

schen Systems. Diese Wechselwirkung

hat u.a. einen entscheidenden Einfluss

auf das Immunsystem und damit auf die

Gesundheit.

Kopf – Das Grosshirn

Vor einhundert Millionen Jahren ent-

wickelte sich bei den späten Säugetieren

das Grosshirn (Neocortex), dessen zu-

nehmende Kapazität vor etwa einhun-

derttausend Jahren zum heutigen Men-

schen führte. Diese Entwicklung führte

zur dritten Fähigkeit unseres Gehirns,

demDenken, das farbpsychologisch mit

Grün gekennzeichnet wird. Die Bedeu-

tung dieser Region zeigt sich bereits da-

durch, dass sie mit achtzig Prozent der

Gehirnmasse das fünffache Volumen

der beiden anderen besitzt. Die indische

Heilkunst Ayurveda rechnet die Steue-

rung des Stoffwechsels zu dieser Struk-

tur. Das entsprechende Prinzip nennt

sie Vata. Wird ihre Energie frustriert

oder durch physische, emotionale oder

verbale Gewaltanwendung unterdrückt,

dann neigt sie dazu, Depressionen zu

entwickeln, die unter anderem zu Stoff-

wechselerkrankungen führen können.

Um sie in einen harmonischen Zustand

zurück zu versetzen, empfehlen die öst-

lichen Heilmethoden die Meditation

und Kontemplation, während die west-

liche Medizin zuBiofeedback und zuau-

togenem Training rät.

Individuelle Genetik oder

Gruppenverhalten?

Die genetische Forschung bestätigte die

Einmaligkeit des Individuums und liess

damit vorerst die Lehren der psychologi-

schen Gruppierungen trotz ihrer Hei-

lungserfolge wie einen exotischen

Scherz erscheinen. MacLeans Ent-

deckung dürfte diese Meinung nachhal-

tig ändern. Er und seine Mitarbeiter stell-

ten nämlich nicht nur die dreifache

Struktur des Gehirns fest, sondern auch,

dass jede der drei Gehirnregionen eine

eigene, DNA-bestimmte chemische wie

physiologische Struktur besitzt. Wir

können also davon ausgehen, dass die

genetische Individualität auch zu einer

unterschiedlichen Stärke und Ausprä-

gung der drei Gehirnregionen führt und

damit zu einem entsprechenden kom-

munikativen Verhalten. Während die

Kombination aller Faktoren eine indivi-

duelle Persönlichkeit ergibt, führt

gleichzeitig die jeweils dominante Regi-

on zu einer typischen Verhaltensweise,

also zu einem Verhaltenstyp. Solange

wir die Persönlichkeit eines Menschen

nicht mit seinem Verhalten verwech-

seln, bestünde daher kein Widerspruch

zwischen Genetik und Typenlehre.

Verhalten und Fehlverhalten

Die Mehrzahl unserer Probleme entsteht

durch eine Fehlinterpretation des eige-

nen Verhaltens oder das anderer Men-

schen. Nicht nur im persönlichen Be-

reich führt diese Fehlinterpretation zu

Fehlentscheidungen, sondern auch zu

Kriegen, ökologischen Z e r s t ö r u n g e n ,

Wirtschaftskrisen und Kriminalität. An-

dere Lebewesen zeigen selten ein derarti-

ges Verhalten. Seine Ursache dürfte da-

her in einem Fehlverhalten unseres jüng-

sten Gehirns liegen. Dennoch hat die mo-

derne Psychologie trotz eines J a h r h u n-

d e r ts signifikanter Forschungen bisher

nicht vermocht, der Allgemeinheit ein

Evolution
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einfaches, klares und leicht zu lernendes

System in die Hand zu geben, mit dem je-

der sich selbst, seine Mitmenschen und

seine Zeit besser verstehen und dadurch

Fehlverhalten vermeiden könnte. 

Das Wissen um die drei Verhaltens-

weisen könnte das Versäumte nachho-

len. Im Folgenden werden einige Mög-

lichkeiten sozialpolitischer Anwendun-

gen skizziert.

Familie und Schule

Die frühkindliche Umwelt übt einen

starken Einfluss aus auf die einzelnen

Gehirnregionen, ihr harmonisches Ver-

hältnis zueinander und damit auf das

Verhalten der Persönlichkeit. Eltern und

Lehrkräften würde das Wissen um die

drei Verhaltensweisen ermöglichen,

Kinder und Jugendliche in einer psychi-

schen Umgebung heranwachsen zu las-

sen, die auf die kindliche «Verhaltens-

farbe» Rücksicht nimmt und ihr Poten-

tial frei entfalten liesse. 

Ebenso hätten wir ein besseres Ver-

ständnis des Schadens, der bei Kindern

in zerrütteten Familien oder in Kriegs-

gebieten entsteht, wenn die Harmonie

der drei Strukturen während der ersten

Jahre durch die Einwirkung von physi-

scher oder geistiger Gewalt, Krankheit

oder Verlust stark gestört oder sogar zer-

stört wird. Vielleicht würde dann der

Druck der Allgemeinheit auf die inter-

nationalen Gremien die Mittel für krie-

gerische Auseinandersetzungen versie-

gen lassen.

Wirtschaft

Besonders in den Führungsfunktionen

und im Marketing sind Menschen-

kenntnisse und damit die soziale Kom-

petenz von entscheidender Bedeutung.

Die Möglichkeit, das eigene Verhalten

sowie das der Mitmenschen sicher zu er-

kennen und damit richtige Entscheidun-

gen zu treffen, könnten den längerfristi-

gen Erfolg sichern und Wirtschaftskri-

sen auf ein Minimum reduzieren. 

Politik

Da sich die Gesellschaft aus Vertretern

aller drei Verhaltensgruppen zusam-

mensetzt, hängt ihr Gesundheitszu-

stand von deren Harmonie ab. Die De-

mokratie ist das politische Gebilde, das

am ehesten imstande ist, diese ge-

wünschte Ausgeglichenheit herbeizu-

führen. In ihr kann die «grüne», denken-

de Volksgruppe mit der «blauen», mit-

fühlenden zusammenarbeiten, um ihre

vorwiegend «roten» Repräsentanten an-

zuhalten, die Gemeinde-, Kantons- u n d

Staatsführung auf Kurs zu halten. Nega-

tive Beispiele – unter vielen anderen –

sind Saudi-Arabien, wo ein ganzes Volk

durch die unheilvolle Allianz zwischen

«roten» Herrschern und «grünem» Kle-

rus unterdrückt wird und die USA, wo ei-

ne «rote» Elite aus Politikern und Wirt-

schaftsführern mit den «grünen» Medi-

en zusammenarbeitet, um das «blaue»

Volk in Unwissenheit um die wahren

Machtinteressen zu halten.

Diese Einsicht wäre ein besseres Mit-

tel, um die Demokratie weltweit durch-

zusetzen bzw. zu stärken, als in ihrem

Namen Kriege zu führen.

Verhalten und globale Herausforderungen

Die Überlieferungen der Kulturen ha-

ben uns immer wieder ermahnt, Ver-

ständnis für die Mitmenschen zu zeigen

und Gewalt zu vermeiden. Sie wussten,

dass ein Widerspruch zwischen unseren

roten Instinkten, blauen Gefühlen und

grünen Gedanken zu einem absurden,

tödlichen Verhalten führt. Gegenwärtig

nimmt diese Absurdität zu, denn ob-

wohl uns die Evolution mit dem höchst-

entwickelten Gehirn aller Lebewesen

versah und damit die besten Vorausset-

zungen zum Überleben schenkte, versu-

chen wir unaufhörlich, uns gegenseitig

umzubringen. Seit etwa hundert Jahren

tun wir sogar unser Bestes, um unsere

Vernichtung durch eine Zerstörung un-

serer Umwelt sicherzustellen. Die Evo-

lution hat unsere Köpfe jedoch nicht zu

achtzig Prozent mit einer bewusst den-

kenden Substanz gefüllt, damit wir sie in

den Dienst des roten Reptiliengehirns

stellen, sondern umgekehrt. Diese Kurs-

korrektur ist dringend erforderlich,

denn unsere «grüne» Struktur hat nicht

nur zu mächtigen technischen und wirt-

schaftlichen Entwicklungen geführt,

sondern gleichzeitig auch zu einem illu-

sionären Machtrausch, der die grüne

Fähigkeiten in den Dienst des roten Ge-

hirns stellt und das blaue Mitgefühl zu-

nehmend vernachlässigt. Im Klartext:

Die kurzsichtigen und egoistischen glo-

balen Machtstrukturen werden mittels

einer bewusst falschen Interpretation

der Evolutionstheorie zunehmend unso-

zialer, derweil die Mehrheit die Gefahr

entweder aus heuchlerischem Eigen-

nutz missachtet oder ihre Augen vor der

Gefahr ängstlich verschliesst. 

Die Zeit rennt uns aber davon. Wir ha-

ben kein weiteres Jahrhundert Zeit, um

unsere «grüne» Intelligenz für eine glo-

bal gerechte, nachhaltige Welt einzuset-

zen. Wenn wir uns weiterhin rückwärts

in Richtung der Dinosaurier entwickeln,

werden wir als Spezies verschwunden

sein, lange bevor wir ankämen. ■
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Sponsoring-Event Liste 1 «Alternative Kanton Zug»

Wer nach Bern will, läuft, fährt Pedalo

oder macht Inline-Skating. Der

erfolgreiche Sponsoring-Event der

alternativen Nationalratsliste sicherte

die finanzielle Basis der Wahlkampagne

und war auch ein schönes Fest.

Stefan Gisler, SGA-Präsident 

Am 6. September präsentierte die alter-

native Nationalratsliste anlässlich des

Sponsoring-Events die Wahlplakate und

-broschüren. Eine solche Wahlkam-

pagne kostet. Die kommunalen und kan-

tonalen Parteien, welche die Liste tragen,

verfügen nur über bescheidene finanzi-

elle Mittel. Sie haben keine begüterten

Wirtschaft- oder andere Interessengrup-

pen hinter sich. Dafür viele engagierte

Menschen.

So mobilisierten die alternativen Par-

teien ihre Basis, um mit einem Fest den

Schlussspurt des Wahlkampfs zu lancie-

ren und um mittels des Sponsoring-

Laufs Geld zu sammeln. Dieser eine An-

lass ist die Haupteinnahmequelle zur Fi-

nanzierung der Wahlkampagne.

45 Aktive waren am Samstagnachmit-

tag jeweils 40 Minuten unterwegs. Da-

mit wurden zwei Effekte erzielt: Geld für

die Wahlkampagne gesammelt und im

näheren Umfeld direkte Wahlwerbung

für die Liste 1 «Alternative Kanton Zug»

gemacht. Durch kleinere und grössere

Beiträge pro Läuferrunde durch über

500 SympathisantInnen kamen 50 000

Franken zusammen. So werden die bud-

getierten Kosten für die Wahlkampagne

von insgesamt 55 000 Franken durch

diesen Event fast voll gedeckt.

Mit Schwung in die letzten Wochen

SGA-Regierungsrat Hanspeter Uster

und Wahlkampfleiter der Alternativen

zeigte sich begeistert ob dem Engage-

ment: «Ein stimmiger, fröhlicher An-

lass. Er zeigt, dass unsere Kandidieren-

den breit getragen werden und wir Alter-

nativen mit dem nötigen Schwung in die

letzten Wochen vor den Wahlen gehen.

Unsere Sponsorinnen und Sponsoren

unterstützen nicht nur wichtige politi-

sche Inhalte, sondern für ihr Geld fliesst

ehrlicher Schweiss durch uns Politiker.»

Die Liste 1 «Alternative Kanton Zug» w i r d
getragen von: SGA Kanton Zug, Kritisches
Forum Cham, Frische Brise Steinhausen,
Gleis 3 Risch, Forum Oberägeri, Freie
Wähler Menzingen, Freie Wähler Neuheim.

Schwitzen für Bern
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Buch

Aus-Lese

Georgette Schmid, Media-
thekarin kbz, Hünenberg

Ganz unterschiedlich prä-
sentiert sich heute meine
Auswahl. Im heissen Som-
mer hat sich ein Stapel mit
eher dünnen Büchern gebil-
det. Nach Faulenzen, Baden,
Wandern, Velofahren und
Kinobesuchen lese ich nun
wieder fleissiger. Allen
Büchern gemeinsam ist je-
doch, dass Werke dieser Au-
torInnen auch in einer ande-
ren Kunstform Verwendung
fanden.

Die zarte Liebesgeschichte
«Mirko und Franka» der Oe-
sterreicherin Hilde Spiel the-
matisiert die Begegnung
zwischen dem slowenischen
Steinmetz Mirko und der
schwermütigen Franka. Die
Stadt Triest, Schnittpunkt
mehrerer Kulturen, bildet
den allgegenwärtigen Hin-
tergrund. Das Mädchen,
vom Vater missbraucht,
kommt aus einer geschlosse-
nen psychiatrischen Anstalt
in private Pflege bei einem
verständnisvollen alten
Herrn.Von diesem erfahren
wir die wechselvolle Ge-

schichte der Hafenstadt an
der Adria, wo sich die Hand-
lung 1978 abspielt. Mirko
hat als Bildhauer grossen Er-
folg, verliert dabei aber fast
Franka. Der Roman erhielt
höchstes Lob vom Literatur-
kritiker Marcel Reich-Ra-
nicki und wurde verfilmt.

Birgit Vanderbekesneueste
Erzählung «Geld oder Le-
ben» wurde in der «Sonn-
tagsZeitung» vom 31.Au-
gust 2003 gnadenlos verris-
sen, was mich aber nicht
hinderte, sie mit Vergnügen
zu lesen. Gesellschaft und
Familienverhältnisse wer-
den nach dem Umzug aus
dem Osten in den Westen
Deutschlands treffend und
humorvoll geschildert und
wecken manche Erinnerung
an die Siebzigerjahre mit
ihren Protesten gegen die
herrschende Wertordnung.
Antiautoritäre Erziehung ist
in, WGs kommen auf, Stu-
denten sind langhaarig, man
trägt selbst gestrickte Pull-
over, Geld allein macht nicht
glücklich, die Ölkrise bietet
eine Chance zum Umden-
ken usw. Die Autorin hat vie-
le Preise erhalten und kürz-
lich sah man «Das Muschel-
essen» als Ein-Frau-Stück
im Burgbachkeller in Zug.

Einmal mehr ins Schwarze
traf Michael Mooremit
«Querschüsse», einem Vor-
läufer zu «Stupid White
Men». Bereits seit sieben
Jahren stellt er die Machen-
schaften der Reichen und
Mächtigen in den USA an
den Pranger. Er kritisiert
aber nicht nur, sondern gibt
auch gezielt Ratschläge. Ei-
gentlich ist der Text witzig,
aber das Lachen bleibt einem
oft im Hals stecken. Moore
verfasste auch das Drehbuch
zum Film «Bowling for Co-
lumbine», das ein düsteres
bild der US-Psyche zeichnet.

Gleiche Initialen für einen
ebenso zeitkritischen, aber
feiner gesponnenen Kultur-
schaffenden: Mani Matter.
Dem Zuger Openair-Kino sei
Dank, dass ich nach dem

Film «Mani Matter - Warum
syt dir so truurig?» den aus
einer Lizenziatsarbeit ent-
wickelten Band «Mani Mat-
t e r » von Christine Wirz z u r
Hand nahm. Die Autorin
zeigt auf, wie es der schwei-
zerischen Dialektdichtung
gelang, aus dem Getto der
« B l u e m e t e - T r ö g l i » - T r a d i t i o n
auszubrechen dank Wegbe-
reitern wie Kurt Marti, Ernst
Eggimann oder Ernst Bur-
ren. Parallel dazu fanden die
Berner Troubadours und
Mani Matter neue Töne im
doppelten Sinn: sprachlich
und musikalisch. Der farbige
Alltagslyriker und geistreiche
Sprachvirtuose Matter faszi-
niert uns nach wie vor. In sei-
nen Chansons sammeln sich
Alltagserfahrungen im Um-
gang mit sich selbst wie auch
mit den Mitmenschen. In-
halt, Form und Musik passen
wunderbar zusammen, oder
wie Kollege Fritz Widmer ei-
nen Journalisten zitiert und
präzisiert: «Scharfsinn,
Leichtsinn und Tiefsinn
zeichnen seine Lieder aus».
Manche erscheinen uns heu-
te als politische Parabeln.
Mani Matter hat der Schweiz
in den letzten dreissig Jahren
sehr gefehlt …

Bei Redaktionsschluss dieses
BULLETINS besuche ich ei-
ne Lesung von Christine Rin-
derknecht in der Bibliothek
Menzingen, woraus sich be-
reits ein Titel für die nächste
Aus-Lese ergeben dürfte. ■

Literaturangaben

■ Hilde Spiel: Mirko und
Franka, nymphenburger

■ Birgit Vanderbeke, Geld
oder Leben, S. Fischer

■ Michael Moore, Quer-
schüsse, Piper

■ Christine Wirz, Mani Mat-
ter, Stämpfli
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Kino

«Les Triplettes de Belle-
ville» von Silvain Cho-
met (2003, F/B/CN)

Oswald Iten

Fernab von branchen-
üblichen Formeln, dafür mit
einer grossen Portion
Nostalgie überzeugt Silvain
Chomet mit seinem ersten
Animationsspielfilm.

Wenn passionierte Animati-
onsfilmer über Jahre hinweg
an ihren Visionen arbeiten,
entstehen häufig äusserst
reizvolle Werke, die es je-
doch aufgrund ihrer Sperrig-
keit schwer haben, ein gros-
ses Publikum zu finden
(Grossanlässe wie das dies-
jährige Animationsfilmfesti-
val Fantoche in Baden bilden
die Ausnahme). Für den
heute in Kanada lebenden
Franzosen Silvain Chomet
gilt dies jedoch nur be-
schränkt. Zwar hat auch er
Jahre im stillen Kämmerlein
verbracht, um seine skurri-
len aber liebenswerten Krea-
tionen gedeihen zu lassen.
Nur: Sein Kurzfilm «la vieil-
le dame et les pigeons» wur-
de mit Preisen überhäuft
und war auch beim Publi-
kum ein Grosserfolg.

Nun hat er seinen ersten
Zeichentrickfilm in Spiel-
filmlänge fertiggestellt und
überzeugt abermals mit viel
Feingefühl für die Tücken
des Alltagslebens, die er mit
subtiler bis hysterischer Ko-
mik darzustellen weiss. Im

Zentrum seiner wohltuend
gemächlich erzählten Ge-
schichte steht wiederum ei-
ne alte Dame: Mme Souza,
die portugiesisch-stämmige
Grossmutter des Radrenn-
fahrers Champion.

Als ihr Schützling während
der Tour de France von der
Mafia nach Übersee entführt
wird, nimmt sie mit Hilfe
von Champions treuem
Hund Bruno die Verfolgung
auf. 

Erzählt wird die Geschichte
übrigens aus Brunos Per-
spektive, was uns eine Reihe
phantasievoller (Alp-)T r a u m-
s e quenzen beschert, hat der

übergewichtige Vierbeiner
doch ein Kindheitstrauma
wegen einer Spielzeugeisen-
bahn.

Bei den titelgebenden «Tri-
plettes de Belleville» (drei
Schwestern im nunmehr
fortgeschrittenen Alter, die
mit Alltagsgegenständen
Musik machen) finden Mme
Souza und Bruno nach ihrer
umwerfenden Ozeanüber-
querung im Pedalo (zu den
Klängen von Mozarts c-moll-
Messe) Unterschlupf. 

Erfreulicherweise kommt
der Film praktisch ohne Dia-
loge aus, so dass für einmal
auch Kinder nicht auf eine
Synchronfassung angewie-
sen sind. Das Feuerwerk an
Ideen, mit denen der Musi-
ker Benoît Charest die
nostalgische Atmosphäre
der warmen und altmodisch
anmutenden Zeichnungen
untermalt, steht der graphi-
schen Umsetzung in nichts
nach. Vom Staubsaugersolo

bis zur Hommage an Fred
Astaire und Django Rein-
hardt haben seine sehr fran-
zösischen Jazz- und Akkor-
deonklänge genau jene
Leichtigkeit, die eine kleine
unpathetisch inszenierte Ge-
schichte braucht.

Der kurze und kurzweilige
Film erinnert nicht nur von
fern an Jacques Tatis gröss-
tes Werke, im Wohnzimmer
der Triplettes hängt gar ein
Plakat von Tatis «Mon
oncle». Die Farben lassen in
ihren warmen Erdtönen Er-
innerungen an die Disney-
filme der Wolfgang-Reither-
man-Ära der Sechziger Jahre
aufkommen. Die Figuren
stehen jedoch vom Stil her
eher zwischen Jeunet et Caro
(Delicatessen) und Wallace
and Gromit.

Alles in allem ein un-
spektakulär liebenswerter
Film, dessen Besuch sich
auch für Kinder auf jeden
Fall lohnt. ■
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Frontal 

Wer erinnert sich noch an
den Slogan der FDP? «Mehr
Freiheit, weniger Staat.»
Dieser ideologische Wegbe-
reiter für die SVP gilt FDP-
Exponenten plötzlich nichts
mehr, wenn es um entspre-
chende Forderungen miss-
liebiger Jugendlicher geht.
O-Ton FDP-Stadtpräsident
Luchsinger in der Neuen ZZ
vom 4.9.2003: «Die Forde-
rung nach autonomen
Freiräumen ist ein anderer
Fall; Die bergen ein hohes
Gefahrenpotential, nament-
lich die Manipulation und
Radikalisierung auch von an
sich gut gesinnten Ideali-
sten.»Genau! Und das
Zeughausareal wird plattge-
macht, leergelassen, Ohren
zu und den Fall der Polizei
anhängen. Und sich nachher
scheinheilig über die «Radi-
kalisierung» beklagen. Wie
lautet doch gleich das aktuel-
le Motto der FDP? «Wir tra-
gen Verantwortung.»

Die Verantwortung für diver-
se politische Scherbenhaufen
trägt auf jeden Fall die FDP.
In der Stadt setzte sich L u c h-
s i n g e r für das Museum Burg
ein. Seine ParteikollegInnen
stimmten gegen ihn. Und in
der Bildungspolitik mit der
Ablehnung der «Guten Schu-
l e » lässt die selbstdeklarierte
Bildungspartei ihren R e g i e-
rungsrat Matthias Michel i m
Regen stehen und kuschelt
mit der SVP.

Von schlechter Bildung zeu-
gen dabei die Argumente an
der Delegiertenversamm-
lung. Etwa die F D P - K a n t o n s-
richterin Iris Studer-Milz: d i e
Staatsangestellten hätten ja
schon genug Lohn, machte
sie Stimmung gegen die Vor-
lage von Matthias Michel.
Dass es genau darum nicht
geht, störte die Mehrheit der
FDP-Delegierten nicht.
Mann/Frau ist ja gebildet…

Vielleicht ist Kantonsrichte-
rin Studer etwas von ihrem
eigenen Lohn geblendet wor-
den. Ihre Stelle gehört zu
den absolut bestbezahlten in
der kantonalen Verwaltung.
Ein Lohn, der nochmals ei-
nen Sprung machen wird,
sollte sie den Sprung zur
Obergerichtspräsidentin
schaffen, wenn Parteikollege
Alex Staub tatsächlich Bun-
desrichter wird. Unser Vor-
schlag für einen aktualisier-
ten FDP-Wahlslogan:
Scheinliberal, inkompetent
und inkonsequent.

Konsequent gestimmt hat
Hajo Leutenegger laut WWF
Öko-Check: bei keiner einzi-
gen umweltrelevanten Ab-
stimmung im Nationalrat
hat Leutenegger ökoverträg-
lich gestimmt und den Fra-
gebogen des WWF zu beant-
worten, fand er auch nicht
nötig.Genau so wie SVP-
Scherer, der – wohl als Bauer
– aber immerhin 2 von 31
mal richtig stimmte.

Da ist es vielleicht sogar den
FDP-Strategen gschmuch ge-
worden und so soll denn nun
eine U - 4 0 - L i s t e die dringend
gebrauchten zusätzlichen
Parteistimmen zusammen-
kratzen. U-40? Wir fänden Ü-
30 treffender. Oder Ü-30 L. L
für light. Ganz zugkräftig wä-
re auch 34n (3 for nothing).

More or lessfor nothing kam
Ueli Maurer nach Zug. Das
gross angekündigte Wahl-
Event der SVP musste man-
gels Menge sogar um eine
Stunde verschoben werden.
Jeder für sich und alle gegen
Scherer scheint sogar für die
manches gewohnte SVP Ba-
sis zu viel.

Sehrviel Publikumhatte das
gleichzeitig stattfindende
Sponsoring-Event der Alter-
nativen. Während 40 Aktive
schwitzten, rannten, skate-

ten und pedalten, ging das
Essen aus und hatte es zu
wenig Tische und Bänke.
Mehr Optimismus, Leute!

Mit dem Internet hat die
FDP ihre liebe Mühe

Nichts zu sagen hat die SVP
auf ihrer geradezu peinlich
ehrlichen Website:

Nicht ganz auf der Höhe der
Zeit die Webseite der städti-
schen CVP:

Na dann fröhliche Weih-
nachten.

Wir erinnern uns: vor einem
Jahr hatte die SVP Mühe,
links und rechts zu unter-
scheiden (seitenverkehrte
Altstadt im Hintergrund).
Bei diesen Wahlen entschied
man sich, die Komplexität
der Aufgabe zu reduzieren:
ob links, ob rechts – scheis-
segal. Wir lassen uns den
Spass nicht verderben und
stellen uns einfach vor, sie

hätten Vordergrund und
Hintergrund verwechselt.
Sehen sie den Unterschied?

Den diesjährigen Ovi-Preis
(Originellste visuelle Idee)
bekommt der eigentlich
nicht mehr kandieren wol-
lende Heinz Tännler: seine
süsse gelb-schwarz gestreifte
Krawatte erinnert sinniger-
weise an den diesjährigen
Wespensommer. Leider ver-
deckt das Plakat die Wespen-
taille seines Listennachbars
Betschart.

Süssigkeiten ziehen aber
nicht nur Wespen an: «Die
Wähler haben es ohnehin
schon schwer. Lassen sie
sich ihren Entscheid von
C V P - N a t i o n a l r a t s k a n d i d a t
Felix Horber v e r s ü s s e n,
mit Pralinen und Konfekt.»
(Zitat Amtsblatt) Jetzt ist
wenigstens klar, wozu 
die CVP Zahnbürstli ver-
t e i l t .

Keine Zahnbürstli, dafür 
einen Flyer wie Frauen Frau-
en wählen können, verteilt
die Frauenzentrale. Leider
fehlt die Anleitung, welche
Frauen Frauen (und Män-
ner?) denn wählen sollen.
Wir helfen nach und verwei-
sen zuhanden fortschrittli-
cher Frauen (und Männer?)
auf den FDP-Hardliner And-
reas Hotz. Er preist FDP-
Wasserträgerin Andrea 
Hodel an als Frau «mit aus-
gesprochen bürgerlicher
Grundhaltung.» Noch 
Fragen?
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MO, 29. Sept.: Wahlpodium
G I B Z
18.00 – 19.15, GIBZ, Zug

Podium zu Jugendarbeitslo-
sigkeit, Drogen, Europapoli-
tik, etc. Mit Manuela Wei-
chelt-Picard, Liste 1 «Alterna-
tive Kanton Zug».

MI, 1. Oktober: Wahl-
podium Frauenzentrale
20.00, Burgbachsaal, Zug.

«Mehr Frauen – Mehr Per-
spektiven» mit Manuela Wei-
chelt-Picard und Erwina Wi-
niger Jutz, beideListe 1 «Al-
ternative Kanton Zug», und
den anderen Zuger National-
ratskandidatinnen.

DO, 2. Oktober: Monatsbar
Ab 18.30, ZALT-Cafeteria,
Zug (vis-à-vis EPA), Nacht-
essen und Barbetrieb.

SA, 4. Oktober: Wahlaktion
«Alternative Kanton Zug»
9.00-15.00, Metalli, Zug

9.00-13.00, Rathausplatz,
Baar.

SO 19. Oktober: National-
r a t s w a h l e n
Bis 12.00, Urnen in allen 
Gemeinden.

SO, 19. Oktober: Wahlfest
«Alternative Kanton Zug»
Ab 12.00, Siehbachsaal, Zug.
Mit Apéro.

DO, 6. Nov.: Monatsbar
Ab 18.30, ZALT-Cafeteria,
Zug (vis-à-vis EPA), Nacht-
essen und Barbetrieb.

SA, 22. Nov.: Konferenz
F r a u e n b i l d u n g
Details s. Tagespresse.

DO, 4. Dez.: Monatsbar
Ab 18.30, ZALT-Cafeteria,
Zug (vis-à-vis EPA), Nacht-
essen und Barbetrieb.

«Mehr Autos in die Stadt»
fordert die jüngste Ausgabe
von «Gewerbe aktuell» und
betont dabei genüsslich, dass
in Deutschland an diversen
Orten sich neuerdings Sozi-
aldemokraten an vordester
Front für autofreundliche
Städte einsetzen. Von sol-
chen Rückfällen in die Ver-
kehrssteinzeit unverschont
sind die DetaillistInnen von
Pro Zug mit der Minitunnel-
Initiative. Deutschlandorien-
tierter sindda die Zuger Ge-
nossInnen im Kantonsrat. Sie
verteidigten das geplante Me-
ga-Parkhaus beim neuen
Zentralspital mit dem Hin-
weis auf den Parkplatzsuch-
verkehr.

Umgekehrt proportional
zum vorerwähnten Argu-
mentationsniveau wächst die
Zuger Bevölkerung. 15,5 Pro-
zentin 10 Jahren, während 
es nur 6Prozentin der ge-
samten Schweiz waren. We-
niger als 20 Minuten hirnte
der Zuger Volkswirtschafts-
Departementssekretär Gianni
Bomio, als er der Pendler-
zeitung «20 Minuten» den
Grund für das hohe Wachs-
tum mit der hohen Treue der
ansässigen Bevölkerung lie-
ferte: «Einmal Zug, immer
Zug.»

Die gute Meldung zum
Schluss: die Verkehrsproble-
me auf unserem Planeten
dürften bald gelöst sein.
Microsoft gab bekannt, dass
sie zum Hauptlieferanten für
Software in den Autos wer-
den wollen. Eingedenk des
jüngsten Stromunterbruches
in den USA (Hauptgrund:
ein Computerwurm, der ei-
nen Fehler im Microsoft-Be-
triebssystem ausnützt) sind
wir zuversichtlich, dass eine
massive Reduktion des mIV
(motorisierter Individualver-
kehr) nur noch eine Frage
der Zeit ist.

WeltSichtBaar 3 – 2003

Kino Lux, Baar

Mi, 29.10. 19.30: Eröffnungs-
apéro; 20.30: Konzert Bou-
bakar Traoré, Spinnihalle.

D o , 3 0 . 1 0 . 20.15: Suite Haba-
na (Fernando Pérez, Kuba);
CH-Vorpremiere
Fr, 31.10. 20.15: En attendant
le bonheur (Abderrahmane
Sissako, Mauretanien)
Sa, 1.11. 14.30: Ticket to Jeru-
salem (Rashid Masharawi,
Palästina); 17.00: Numafung
(Nabin Subba, Nepal); 20.15:
A Peck on The Cheek (Mani
Ratnam, Indien/Sri Lanka)
So, 2.11. 1 4 . 0 0: Elsewhere 1
(Nikolaus Geyrhalter, G l o b a l) ;
1 6 . 1 5: Elsewhere 2 (G e y r h a l-
t e r); 1 8 . 3 0: Two Summers
(Jorge Furtado, B r a s i l i e n) ;
20.15: The Russian Ark (Alex-
ander Sokurow, Russland)
Mo, 3.11. 20.15: Je chanterai
pour toi (Jacques Sarasin,
Mali)
Di, 4.11. 20.15: I love you
(Zhang Yuan, China)

Kino Gotthard, Zug

Do, 6.11. 18.00: Numafung
(Nabin Subba, Nepal)
Fr, 7.11. 18.00: I love you
(Zhang Yuan, China)
Sa, 8.11. 17.00: En attendant
le bonheur (Abderrahmane
Sissako, Mauretanien)
So, 9.11. 17.00: A Peck on the
C h e e k (Mani Ratnam, I n d i e n)
Mo, 10.11. 18.00: Elsewhere 1
(Nikolaus Geyrhalter, Glo-
bal); 20.15: Elsewhere 2 (Gyr-
halter), FLIZ-abend mit an-
wesendem Regisseur!
Di, 11.11. 1 8 . 0 0: Two Summers
(Jorge Furtado, B r a s i l i e n)
Mi, 12.11. 18.00: Ticket to Je-
rusalem (Rashid Masharawi,
Palästina)



19. Oktober 
FDP 0 (-1)
SVP 0 (-1)
CVP 0 (-1)
Linke 3 (+3)


